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 Und an den Geräten begrüßen euch wie in jeder Woche.
 Ulf Bohrmeyer, das bin ich Jurist aus Berlin und mir gegenüber sitzt.
 Philipp Hansi, ganz herzlich willkommen aus unserem Lagestudio.
 Ich möchte mal sagen in Kreuzberg, aber wir sind ja nicht in Kreuzberg, glaube ich, richtig.
 Wir sind gefühlt sind wie Jägen Holzberg.
 Aber es ändert sich auch nie mehr.
 Aber das Gericht, glaube ich, so ein politisch ist, das gerade trebto.
 Aber der Blick geht über den Gördie.
 Immerhin noch nicht oberschweine, würde.
 Das wäre ...
 Wobei da ja immerhin dieses ehemalige Geborte des RundfunkstätidDR
 zu einem sehr coolen Techzentrum und kreativzentrum umgerüstet wurde.
 Das wäre vielleicht gar nicht verkehrt als Lage.
 Aber am Location.
 Also, wie ihr das zu kennt, Hausmetallung, sehr Dankeschön.
 Danke, danke, danke für die ganzen neuen Abos.
 Die Verlosung ist abgeschlossen.
 Wir haben das hier no-terriere Beglaublicht und auf Videofests gehalten.
 Wir müssen noch mal sehen, in welcher Form wir euch das zugänglich machen.
 Aber das ist durchaus einer visuellen Überprüfung zugänglich.
 Drei glückliche Menschen werden benachrichtigt.
 Und wir haben in der Tat eine ganze Reihe neue Abos bekommen.
 Ganz herzlichen Dank dafür, wenn ihr dabei sein wollt.
 In Zukunft könnt ihr euch ans Klicken unter lagedernation.org/plus.
 Und die drei glücklichen bekommen von uns einmal die Reise nach Berlin
 für zwei Personen zu einer persönlichen Lage live und die anderen beiden
 bekommen ein Lage-Teach-Shirt.
 Dann hast du noch einen Danker zu sagen.
 Ja, genau. Ich teste das.
 Ja, 1000 Josa hast du gefunden.
 Richtig cool.
 Also ganz herzlichen Dank.
 Ich hatte ja ja ganz kurz mal auf meine, mein kleines App-Projekt
 aus meinem, aus meinem Wallerabhäng gewesen.
 Richtig cool.
 1000 Leute testen inzwischen mit.
 Ich habe großartige Ideen von euch bekommen,
 was ich noch besser machen könnte.
 Und es gab auch schon einen Crash, der,
 d.h. ich habe einen Fehler gefunden, der möglicherweise,
 sonst die App aus dem App-Store hätte ausspernen können,
 wenn der Appeltester genau auf dieses Problem auch gestoßen wäre.
 Also jetzt schon ganz herziges Dankeschön und eine Liebe Designerin
 hat sich gemeldet, die mir jetzt schöne Debatten macht.
 Ja, das finde ich allerdings, ähm, ähm,
 denn die Batten...
 Ein großen Vorspritz.
 Philipp, Philipp, Philipp, es ist so cool.
 Philipp ist wirklich einer meiner härten Kritiker.
 Ich bastel ja schon länger an Apps-Rom,
 da habe ich vor einem Frühjahr viel gemacht,
 noch bevor wir mit der Lagen gestartet haben.
 Und Philipp, wir haben ein ehrlicher, ehrlicher, kritischer Freund.
 Ja, gut.
 Aber jetzt haben mich Doro gefunden und Doro hilft mir dabei.
 Das macht Riesenspaß.
 Vielen Dank, Doro.
 Wir haben noch eine E-Mail von Nicole aus Bayern bekommen,
 die ich schon einfach, wie sei ich es sagen,
 schön natürlich fand und auch ermutigend und optimistisch.
 Also, sie sagt sich früher nicht für Politik interessiert,
 sondern aber ja, weiß ich nicht, auch auf den Geschmack gekommen.
 Ihr Mann hörte im Lagen, meine Lagen.
 Und sie ist ja wieder nicht auskommen.
 So ist jetzt eine Partei eingetreten,
 da sogar ein Ausfall eingegündet und so.
 Ähm, also und will jetzt auch für eine Wahlkandidieren,
 mach kommunal Politik und das ist natürlich total fantastisch,
 weil das ja natürlich auch eins,
 unsere Hauptmotive ist hier, euch alle irgendwie dazu zu ermuttern,
 euch in irgendeiner Form zu engagieren.
 In welcher Form auch immer, ist wirklich egal eigentlich.
 Ja, Hauptsaggie, Lehmt, Lehmt, davon, dass alle irgendwas machen.
 Genau.
 Und Partei ist natürlich perfekt.
 Wenn das nicht euer Ding ist, kann ich auch gut verstehen.
 NGO ist wunderbar.
 MNST oder weißt ja Himmel, was Hauptsache an irgendwel...
 Wohnen Mänden.
 Genau, einfach ein aktive Bürgerin oder ein aktiver Bürger sein.
 Das wäre ganz toll.
 Komm jetzt zum ersten Thema.
 Es ist natürlich nach wie vor so,
 dass wir 1.000 ungefähr 500 neu gemeldete und erkannte Infektion pro Tag haben.
 Das geht moderat nach oben.
 Interessant ist, dass die Krankenhäuser noch relativ entspannt und leer sind
 und dass die Todeszahlen auch nicht im gleichen Maßen nach oben gehen.
 Der Grund könnte sein, dass vor allen Dingen junge Leute
 unter diesen neu infizierten Menschen sind,
 bei denen der Verlauf natürlich nicht so hart ist.
 Vielleicht ein Wort zu den Zahlen.
 Das klingt jetzt nicht so wahnsinnig dramatisch.
 1500 Fälle pro Tag in einem Land mit über 80 Millionen Menschen, die dort leben.
 Das kann man so oder so sehen.
 Aber jedenfalls im Vergleich zu den etwa 200 neu integrieren Protag,
 auf die wir schon mal runter waren.
 Quasi auf dem Tiefpunkt muss man sagen,
 ist das natürlich wieder ein dramatischer Neubegin.
 Man kann jetzt lange streiten, ob damit die erste Welle wieder so ein bisschen aufgeschwappt ist.
 Oder ob das jetzt die zweite Welle ist.
 Das ist letztlich, glaube ich, nicht der entscheidende Punkt, der entscheidende Punkt ist.
 Und das wird die Pandemie im Moment bei Weitem nicht mehr so gut im Griff haben,
 wie ich vor ein paar Wochen damit anerwarten,
 es geht einfach gerade wieder abwärts.
 Genau. Und noch dazu mit einem Beziehen auch das Motiv.
 Also, wenn jemand so ein paar Symptome hat,
 dann erfordert das schon ein bisschen Mut und Willen, sich testen zu lassen.
 Denn die Folgen sind ja unter Umständen doch erheblich.
 Also, du musst zwei Wochen in Quarantäne und deine Angehörigen müssen zu Hause bleiben.
 Und und und.
 Also der Anreiz, sagen, naja, so ein bisschen Husten.
 Das wird schon passen.
 Ich mach das mal.
 Der ist schon nicht ganz ohne.
 Du meinst das Leute quasi so das Klein reden.
 Ja, das die Dunkelziffer unter Umständen doch relativ hohes,
 weil wie gesagt, die Folgen eines positiven Corona-Tests sind doch für dich
 und deine Angehörigen durchaus erheblich.
 Ja, aber Philipp, mang' ganz ehrlich, das ist doch ehrlich, völlig unverantwortlich zu sagen.
 Ich wische quasi oder ich fege quasi meine Corona-Infektion.
 Dann dann Teppich.
 Ja, und laufe als als mobiler Super-Strader durch die Stadt.
 Ja, klar, wenn du Fieber hast und richtig Husten, dann gehen wir da viele.
 Aber das ist ja häufig dann die Symptome nicht so stark und du liegst nicht immer ein bisschen zu schlimmen sein.
 Ich reite da mal durch.
 Also ich glaube da ist schon auch so ein bisschen was im Spiel.
 Die Laborkapazitäten und das ist, glaube ich, momentan so das große Nadel,
 die kommen an die Grenzen vor allen Dingen, weil eben so viel Reisende getest werden müssen.
 Und jetzt gab's ja immer schon auch von uns moniert und von vielen ja auch moniertes Problem.
 Das haltfach in den Bundesländern zu viele unterschiedliche Regeln gelten.
 Und einfach die Wirksamkeit dieser Vorschriften untergraben.
 Ich glaube das ist auch mit ein Grund, mit ein Grund, warum die Disziplin nachlässt.
 Das kann ich mir gut vorstellen.
 Also ich muss ja gestehen, ich war am Anfang da weniger skeptisch.
 Wir haben das Thema unterschiedliche Vorschriftenerlage auch mal gesprochen.
 Da war meine Tise so ein bisschen ja.
 Also man ist ja, man lebt ja im Prinzip in einem Bundesland und kann sich dann ja an die dort geltenen Regeln anpassen.
 Aber viele betür aus völlig recht.
 Also da hat quasi die Realität gezeigt, da lag ich irgendwie falsch.
 Die Leute, die Leute lesen halt bundesweite Medien und den bundesweiten Medien oder Hörn die oder sehen die.
 Und im bundesweiten Medien kann man immer nur sagen, ja schwierig.
 Genau, man weiß nicht was los.
 Genau, ich glaube das ist ein Effekt, den auch ich unterschätzt habe.
 Dass natürlich die Leute nicht immer nur ihre Lokalzeitung lesen wie früher.
 Und da drin steht bei uns darf so dissonnd ist.
 Sondern es ist halt über regionale Medien und da ist es halt wahnsinnig schwer einheitliche Regeln zu kommunizieren,
 weil es sie nicht gibt.
 Und so haben sich also die Bundesländer mit Angela Merkel diese Woche zusammengesetzt
 und wollten also bundeseinheitlicherer zumindest Regeln festzuren.
 Das hat nicht so wirklich geklagt.
 Muss man ganz ehrlich sagen.
 Zankabwewein dieser Woche das Bootgeld.
 Also ein zentrales Problem hat sich ja rauskristallisiert,
 dass die Disziplin beim Tragen des sogenannten Mutenasenschutzes extrem schlecht ist.
 Wie jedenfalls bei vielen Menschen leider Gottes.
 Also im Vergleich zum Beispiel zu Italien.
 Es sieht sind dort schon echt nicht gut aus.
 Ich war ja im Sommer meine Woche in Italien.
 Und da kann man als man klar Italien hat durch eine andere Geschichte gerade zum Thema Corona.
 Aber da waren die Menschen unglaublich Disziplin.
 Es hat super geklappt.
 Wirklich du sagst niemanden im öffentlichen Raum,
 ohne Maske insbesondere nicht in Innenräumen.
 Und ja in Deutschland, ne?
 Also Pharma U8 hier in Kreuzberg, ne?
 Pharma U-Bahn.
 Also das sind jedem Wagen irgendeinen der meint ich bin gleicher an Siehren.
 Und insofern das ist auch in der Politik angekommen.
 Es sollte also ein Bootgeld verhängt werden.
 Idealerweise Deutschland weit oder obfängt werden können.
 Idealerweise Deutschland weit einheitlich.
 Für den Verstoß gegen die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes.
 Für die Beutung hat das geklappt.
 Ja, ein.
 Also es gibt jetzt ein mindestens Bootgeld von 50 Euro.
 Schulen sind da ausgenommen.
 Aber die Unterschiede sind nach wie vor riesig einige Bundesländer müssen jetzt eben erstmals ein Bootgeld einführen.
 Andere wie Bayern haben schon sehr hohe Bootgeld.
 Er 250 Euro NRW, siegt so mit 150 Euro im Mittelfeld.
 Allein Sachsen-Anhalt sagt nein, wir machen keinen Bootgeld.
 Begründung.
 Ne, ja, also ist ja verboten.
 Warum soll mit einem Bootgeld einführen?
 Ja, also Hasselhoff sagt hier Ministerpräsident Sachsen-Anhalt, seine Bürger und Bürger in Hielten sich an die Regel.
 Ja.
 Also ich meine, nichts gegen die Menschen in Sachsen-Anhalt.
 Ein wunderschönes Bundeslein für im Webkind Zweifel, dass man sich da einen großen und ganz an die Regeln halten wird.
 Aber leider zeigt ja die Erfahrung, dass es nicht alles tun.
 Nicht immer so ist.
 Also wenn man, also mal ganz ehrlich mit dieser Argumentation, könnte man die Gefängnisse zu machen.
 Denn die Leute, die da drin sind, sitzen in einer Regel auch, weil sie was getan haben, was verboten.
 Also selbst wenn viele sich dranhalten und selbst wenn da, das ist ja mal das Argument in Sachsen-Anhalt, so wenig gemeldete Infizierte vorhanden sind,
 dann kann man trotzdem im Sinne der Einheitlichkeit sagen.
 Okay.
 Da machen auch wir einen Bootgeld.
 Ja, Philipp, aber was ist denn der Hintergrund?
 Man weiß es natürlich nicht ganz genau, was den Ministerpräsidenten Rainer Hasselhoff bewogen hat, kein Bootgeld einzuführen.
 Mein persönlicher Verdacht, ein Knicken vor der AfD und vor den Corona-Skeptikaner.
 Man weiß, Sachsen-Anhalt ist eins der beiden Bundesländer, wo die AfD und rechtspopulieren.
 Und rechtspopulisten, die überhaupt relativ gute Karten haben.
 Und es gibt ja deutliche Überschneidungen, ganz vorsichtig zwischen der rechtspopulistischen Szene und der Corona-Skeptika-Szenen.
 Und also das liegt für mich sehr nah, dass er einfach vor diesen, ich sag jetzt mal, Platt-Spinneren eingeknickt ist.
 Mit mehr Einschränkungen müssen auch Leute rechnen, die aus Risikogebieten nach Hause kommen.
 Denn bisher gibt es ja kostenfreie Corona-Tests für Reiserückkehrer.
 Die zahlt die Krankenkasse ab dem 15. September, also in gut zwei Wochen, nur noch für Recare aus Risikogebieten für alle anderen.
 Wenn sie das machen wollen, müssen sie selber zahlen.
 Wobei Risikogebiet inzwischen nicht mehr irgendwie nur weite entfernte Länder sind,
 sondern inzwischen auch einige europäische Länder, wieder in diese Kogebiete sind.
 Also Paris zum Beispiel ist Risikogebiet.
 Einige Regionen und so.
 Und wer aus dem Risikogebiet kommt, der soll eben eine verpflichtende Karantäne durchlaufen müssen.
 Und darf sich erst frühestens ab dem 5. Tag testen lassen, um dann eben die Karantäne auch beenden zu können.
 Und diese Regelung soll möglichst ab dem 1. Oktober gelten.
 Und wer eben wissentlich in Risikogebiet reißt, der erhält auch demnächst durch die Karantäne bedingte, verdienstausfälle keinen Ersatz mehr.
 Und wer eben gegen diese Karantäne vielleicht verstößt, der soll mit Zitat empfindlichen Busgeld rechnen müssen.
 Gut, also wie gesagt, das ist also ein bisschen die Frage der Kontrolle.
 Das ist super schwierig diese Karantäne zu kontrollieren, auch wenn das jetzt verschärft werden soll.
 Groß Veranstaltungen weiterer Beschluss ab 1000 Teilnehmer, beleiben bundesweit untersagt.
 Offenbar soll das bis Jahresende gelten, aber auch da gibt es totale Unterschiede.
 Also Brandenburg und Sachsen lassen bisher schon Großveranstaltungen mit 1000 Leuten zu Bayern sind nur 100 allowed in Erweihrenlandfalls liegen so 150 Leute, die erlaubt sind.
 Und die Argumentation für diese unterschiedlichen Größen, die Rechtfertigung ist halt, es gibt in unterschiedlichen Ländern unterschiedliche Infektionsdichte.
 Da ist was dran, ich kann das schon nachvollziehen.
 In Bayern sind es mehr infizierte, dann machen sie ein bisschen enger in Sachsen-Anhalt, der von Luxinzalt weniger.
 Aber im Sinne der Einheitigkeit wäre es schon cool gewesen, wenn man sich damals auf eine Größe einigen können.
 Ja, sie ist insbesondere erscheinen mir 1000 Besucher in den Brandenburg und Sachsen in den Normen viel.
 Ich bin mal ganz ehrlich, wenn da einer rumläuft, dann hast du gleich 1000 Potenzier infizierte.
 Das ist ja nicht nur ein großes Risiko, das die Menschen sich tatsächlich infizieren.
 Es ist zum zweiten ein großes Risiko, dass die Kapazitäten der Gesundheitsämter überfordert sind.
 Denn diese 1000 Kontakte oder Potenzienkontakte müssen ja alle danach verfolgt werden.
 Also das scheint mir doch deutlich zu hochgegriffen.
 Man kann sich vielleicht auch bundesweit einheitlich auf nicht mehr als 300 einigen können.
 Aber in der Bundesbank in Bayern geht dann eben wegen der Corona-Krise im Südosten einfach ein bisschen drüber in der Ausführung und noch bis 100.
 Auch bei Schulen gibt es keine Einigkeit.
 Weiter von entfernt, also die konnten nicht mehr als appellieren, dass sie irgendwie die Schutzkonzepte für die Schulen vereinheitlichen.
 Die Fakto ist es aber kraut und rüben.
 Das muss man einfach so sagen.
 Ich weiß jetzt jetzt hier aus persönlicher, an der dotische Anchauung, aus Berlin durch Elternabende.
 Es ist ein totaler Blimpflugzitarteslehrer, Sygienischriften, das sind Vorschriften, das sind völlig weltframt und werden einfach ignoriert.
 Die lassen sich einfach nicht durchsetzen und nicht umsetzen.
 Und deswegen machen wir jetzt hier einfach Unterricht wie normal und für den Fall, dass es Infektionen gibt.
 Ja, mal gucken.
 Ja, du war ganz ehrlich, das ist nicht nur ein Berliner Problem.
 Ich telefonierte mit einer Lehrerin aus Nordrhein-Westfalen in deren Klasse der Vater eines Kindes positiv getestet ist.
 Reaktionen der Schulbehörde und der Gesundheitsbehörde doppelt Punkt keine.
 Der Junge dieses Vaters wurde dann zwar getestet, so hätte aber eigentlich weiter zur Schule gehen.
 Und bis es der Ergebnis da ist dann potenziell seine Klassenkammerat in den Anstecken.
 Also mal ganz ehrlich, ich habe jetzt diese Regel, ich habe es nicht nachgecheckt, ne?
 So hat es mir diese Lehrerin geschildert.
 Aber da habe ich mir noch einen Kopf gefasst, ich mein, wie kann das wahr sein?
 Wie so muss der Junge nicht einfach mal zu Hause bleiben, jedenfalls bis sicher ist, dass er sich nicht infiziert hat.
 Also das versteht kein Mensch, mit anderen Worten die Planlosigkeit im Bildungsbereich, die wir in der Lage ja schon mehrfach kritisiert haben, geht weiter.
 Auf der Harbenseite, wenn man das so sehen will, relativ weitgehende Schulöffnung.
 Das heißt also, man muss mal so hochzuhängen, das Grundrecht auf Bildung, der Schülerin und Schüler wird jetzt wieder deutlich besser realisiert.
 Das muss man schon sehen, jedenfalls so lange es gut geht.
 Und das Ganze allerdings natürlich auf Kosten des Gesundheitsschutzes.
 Also ich bin sehr gespannt, wie es weitergeht.
 Bis lange allerdings, Philipp muss man glaube ich fairerweise sagen, trotz dieser sehr defizitären Hygienemaßnahmen sind die ganz großen Super spreader Ereignisse in Schulen nicht aufgetreten.
 Jedenfalls ich bekannt gewollt.
 Dann war auch noch ein Beschluss, den ich interessant fand, dass die Digitalisierung der Schulen weiter vorangetrieben werden soll.
 Also der Bund will den Ländern noch mal 500 Millionen Euro geben.
 Also für neue Technik und auch, wie gesagt, aus privaten Umfeld weiß ich, da kommen jetzt in der Schule tatsächlich Alperts an.
 Und die Whiteboards werden mit Apple TV betrieben, sodass die Lehrerlärer in der relativ einfach Sachen drauf posten und screenen können.
 Also da scheint sich ein bisschen was zu bewegen.
 Keine Obergrenzen, keine einheitlichen Obergrenzen gibt es auch für private Feiern.
 Das bleibt auch total heterogen.
 50 Personen in Sachsen-Analseinterlaub in Berlin sind 500, die zu privaten Feiern gehen.
 500.
 Okay.
 Ja, man kann es ehrlich, wir können nur sagen, wir drücken die Daumen, dass da gut geht.
 Genau.
 Aber wenn es gut geht, klar.
 Aber wenn nicht viel Spaß bei der Nachverfolgung von 500 Kontakten.
 Dann war auch noch ein Beschluss, der die Wirtschaft betrifft und auch kritisiert wurde im Kern sind es zwei Beschlüsse.
 Das eine ist, dass sogenannte Kurzarbeit der Geld wird länger ausgezahlt als bisher geplante.
 Haben wir schon meiner lange?
 Ja, Philipp, aber erklären wir mal ganz kurz, was es damit genauer auf sich hat.
 Die Idee ist, Betriebe haben in der Krise weniger zu tun und würden normalerweise so wie das in Amerika zum Beispiel passiert ist.
 Leute einfach entlassen, weil wir haben keine Aufträge mehr.
 Also entlassen wir euch um das zu vermeiden, sagt der Staat gut, die Betriebe dürfen, die Arbeitszeit verkürzen.
 Und wenn ein Zehntel der Beschäftigen weniger arbeitet und weniger verdient, weil sie eben weniger arbeiten, dann kann der Betrieb kurzarbeiter Geld beantragen.
 Und die Idee ist, dass damit eben dieser Verdienstausfall bei Arbeitnehmern und Arbeitnehmerin nicht so groß ist.
 Und deswegen gleich die Bundesangentur verarbeit.
 60 Prozent dieses entgangene Netto-Einkommens wieder aus bei Mutter und Federn, das ist 67 Prozent, also gut zwei Drittel.
 Der Online hat das wirklich ganz schön ausgedröselt.
 Wir haben das in den Schonauts verlinkt, die haben wir schönes Beispiel gemacht.
 Also eine angestellte ohne Kinder verdient monatlich 3000 Euro Brutto.
 Netto bleiben, 1900, 3800 Euro.
 So wenn wegen Corona streicht jetzt der Betrieb, die Hefte der Arbeitszeit, sie arbeitet also nur halb zu viel, kriegt Brutto 1500, netto bleiben 1129.
 Das heißt, ihr Netto-Ferdienstausfall sind 800.000 Euro.
 Also für die 800.000 Euro weniger und davon, dann kurzarbeiter Geld, übernimmt die Arbeitsagentur 60 Prozent.
 Überweist ihr also nochmal 485.000 Euro.
 Das heißt, sie hat am Ende ungefähr 1600 Euro netto statt normal, 1.900 Euro.
 Also das spürt man natürlich, 300 Euro weniger im Portmane.
 Das ist im Zweifel genau das Geld, das frei verfügbar ist, mit dem man sich sonst mal einen schönen Abend machen könnte.
 Es ist also trotzdem bitter, aber auf der anderen Seite denke ich mal, da muss normalerweise niemand in Angst haben, dann quasi eine Miete nicht mehr zu anzukommen.
 Und das sind durchaus viele Leute, Maiwarns, fast 7 Millionen Leute Menschen, die kurzarbeitere Geld in den bekamen.
 Und bisher sollte das eigentlich nur bis Ende dieses Jahres, überhaupt als Hilfsmittel zur Verfügung stehen. Jetzt wurde es um ein Jahr verlängert bis Ende nächsten Jahres.
 Also das heißt, beschäftigte können jetzt bis zu zwei Jahre kurzarbeitere Geld beziehen.
 Das ist schon erheblich.
 Und da muss man sagen, da greift also der Bund tatsächlich tief in die Tasche.
 Auf der anderen Seite dient das eben der Sicherung von bestehenden Arbeitsverhältnissen.
 Man muss ja mal ganz ehrlich sagen, es geht nicht nur um Geld, dass die Menschen sonst nicht mehr verdienen würden.
 So ein Beruf oder ein Arbeitsplatz hat ja auch einfach eine starke Sozial- und psychische Funktion.
 Also ich kenne das aus dem eigenen Umfeld. Wenn Leute mit einmal nichts mehr zu arbeiten haben, dann kann das dramatische Folgen haben.
 Also da denke ich, beweist sich der Bund tatsächlich als pragmatischer Krisenmanager an dieser Stelle.
 Schold sagt, 10 Milliarden soll das allein im nächsten Jahr kosten. Weniger als eher mit Cum-Ex-Verschenk.
 Das muss man ja mal mit ein bisschen ins Verhältnis setzen.
 Also ich habe 10 Milliarden, klingt nach einer Menge Geld, da könnte man so 10 Jahren steuern.
 Das ist etwa das selbe, was man mit dieser sinnlosen Cum-Ex-Agnonistie verschenkt hat aus dem Bundeseck.
 Herzlich Glückwunsch.
 Und die Unternehmen für die Unternehmen ist natürlich gut, weil sich nicht neue Leute suchen müssen, wenn es wieder losgeht.
 Das ist aus der Perspektive auch gut.
 Und das andere war, was sie beschlossen haben, aussetzung der Insolvenzantragspflicht für.
 Ja, überschuldete.
 Da haben wir uns gedacht, das ist was, was vielleicht Menschen, die nicht im Wirtschaftsleben Verantwortung tragen, nicht so ohne Wartres einordnen können.
 Worum geht es eigentlich bei dieser Insolvenzantragspflicht?
 Also, wenn man im Wirtschaftsleben tätig ist, zum Beispiel eine GNBH betreibt als Geschäftsführer, oder als Geschäftsführerin natürlich auch,
 dann muss man ständig die eigene Kasse im Blick behalten.
 Und sich insbesondere die Frage stellen, ob man möglicherweise Zahlungsunfähig ist.
 Das ist, wenn die Kasse quasi leer ist und man einfach nicht kein Geld mehr hat zum Aufengkonto, um was zu übermeisen.
 Oder ob man möglicherweise überschuldet ist.
 Das heißt, also, wenn die Verpflichtungen, die man hat so groß sind, dass man sie mutmaßlich nicht mehr wird bedienen können.
 Und wenn einer dieser beiden Fälle, Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung eingetreten ist, dann hat man die Pflicht,
 bin einer sehr kurzenfristig meines, sind drei Wochen, einen sogenannten Insolvenzantrag zu stellen.
 Das ist das, was man früher mal konkurs nannte.
 Also man muss quasi gegenwürde im Amtsgericht erklären, dass dieser Insolvenzfall eingetreten ist.
 Und der Hintergrund des Ganzen ist der sogenannte Schutz der SchuldnerInnen, mit der GläubigerInnen.
 Das heißt, es geht im Wesentlichen darum, diese Insolvenzantragstellung wird öffentlich bekannt gemacht.
 Und man kann sich dann in öffentlichen Registern informieren, ob eine GMB haben möglicherweise längst Zahlungsunfähig ist.
 Und dann möchte man der möglicherweise nicht mehr wahren auf Kreditliefern zubahlschle.
 Also die Insolvenzantrags Pflicht hat den Zweck Menschen oder andere Unternehmen davor zu schützen,
 mit jemandem Geschäftezimmer, der eigentlich längst pleite ist.
 Man ist ganz einfach formuliert auf der anderen Seite.
 Hat das aber natürlich dramatische Folgen. Auch wenn das insolvenzrecht heute schon deutlich quasi milder ist,
 als das Konkursrecht früher, das insolvenzrecht soll eigentlich auch versuchen, ein Unternehmen weiterzuführen.
 Trotzdem ist es aber natürlich so, dass das für ein Unternehmen normalerweise einschneidende Folgen hat,
 wenn der Antrag gestellt wird und viele Unternehmen, wenn nicht die meisten, werden dann auch tatsächlich abgewickelt.
 Und das möchte man natürlich in der Corona-Krise vermeiden, weil man davon ausgeht, die aller meisten Unternehmen, die jetzt in die Krise rutschen,
 die sind quasi nicht strukturell wirtschaftlich nicht mehr Leistungsfähig, sondern die haben halt nur akute Corona-Bedinkte Probleme.
 Und wenn die jetzt aber alle Insolvenzanträge stellen müssten, dann würden die in so ein Insolvenzverfahren rutschen, obwohl sie eigentlich überlebensfähig sind.
 Das ist für ein bisschen die Idee.
 Und dieser Pflicht eben diesen Antrag zu stellen, die war eigentlich bis Ende September ausgesetzt und jetzt ist sie bis Ende des Jahres ausgesetzt.
 Also wer bis Ende des Jahres zahlungsunfähig, also eigentlich seine Sachen nicht mehr begleichen dann und so, der muss kein Insolvenzantrag stellen.
 Und das hat doch erhebliche Kritik auf sich gezogen.
 Diese Beschlüsse und zwar kam die von keinem anderen als Lars Feld, der ist immerhin Volkswirtschafter und Vorsitzender der Wirtschaftsweisen,
 also des führenden Beratungsgremium für Wirtschaftsfragen, Konjunkturfragen der Bundesregierung, Angesehner und sehr renommierter VWLer.
 Und der hat im Kern kritisiert mit so was wie Kurzarbeitagelt und vor allen Dingen mit Insolvenzvermeidung würde man einen Strukturwandelbehinder.
 Also er glaubt im Grunde so ein bisschen, ich sag ja so etwas über spitz ein bisschen dawienistisch dran, das Leben ist hart, aber Unternehmen die Pleite sind, die müssen eben auch eine Insolvenzantrag stellen, quasi Pleiten müssen sein.
 Das ist so der Gedanke, ja Unternehmen die nicht überlebensfähig sind, die sollten auch nicht durch die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht künstlich scheinbar am Leben können.
 Genau so genannte Zombie-Unternehmen, das war so das erste Argument und daneben nicht künstlich am Leben halten, wie eigentlich tot sind.
 Und wir haben damals Marcel Fratcher, Leiter des deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, die EV, um eine Einschätzung und eine Replic auf dieses erste Argument gegeben.
 Der erste Denkfehler ist, dass es sich bei dieser Wirtschaftskrise nicht um eine klassische Wirtschaftskrise handelt, also einem Konjunkturzüchlus, bei dem die Wirtschaft mal wext und mal schrumpft, sondern dass es sich hier um eine Krise handelt, die ausschließlich durch die Corona-Pandemie ausgelöst wurde.
 Deshalb ist die Logik, Unternehmen müssten jetzt Pleite gehen, Menschen müssten arbeitslos werden, damit neue Unternehmen entstehen können und Menschen bessere Arbeit finden können, halte ich für Grundfalsch.
 Denn wenn man jetzt Unternehmen in die Insolvenz zwingen würde, dann würde man eben nicht Zombie-Unternehmen erwischen, also solche Unternehmen, die eh nicht überlebensfähig sind,
 sondern dann würden vor allem junge Unternehmen, kleine Unternehmen, Unternehmen gewissen Branchen darunter leiden, die eigentlich für den Strukturwandel und für die wirtschaftliche Dynamik in Deutschland unglaublich wichtig sind.
 Denn kleine Unternehmen haben nicht die tiefen Taschen, haben nicht die Möglichkeit, sich zu finanzieren.
 Also jetzt Unternehmen Pleiten voranzutreiben und zu erzwingen, würde der deutschen Wirtschaft ein Grund legen und permanenten Schaden zufügen, weil eben nicht die wenigsten Profitablesn Unternehmen leiden würden oder bleiben,
 und dann wird Pleite gehen würden, sondern die produktiven und dynamischen Unternehmen.
 Und dann gibt es wenig Zweifel daran, dass Deutschland die deutsche Wirtschaft schon ein Strukturwandel braucht, für mehr Klimaschutz und Digitalisierung und der werde aufgehalten so das Argument, in dem man jetzt eben solche Unternehmen anleben erhält und dazu sagt Marcel Fratscher vom DEW.
 Wir wissen aber von vielen wissenschaftlichen Studien, dass Strukturwandel eigentlich am besten gelingt in guten Zeiten. Wenn neue Unternehmen, junge Unternehmen, dynamische Unternehmen, offene Stellen haben und sagen wir zahlen bessere Gehälter, machen es attraktiver.
 Arbeitskräfte und Beschäftigte bitte wechselt zu uns.
 Und das ist eine Illusion in einer so tiefen Krise, wird man eben keine neuen Jobs schaffen können, wenn jetzt eine hohe Arbeitslosigkeit entsteht, weil Unternehmen Pleite gehen, dann werden eben nicht neue Unternehmen entstehen, sondern dann werden Menschen in vielen Bereichen auf Jahre hinaus Arbeitslos bleiben.
 Und wenn Menschen zwei, drei, vier Jahre Arbeitslos sind, dann verlieren sie auch in Teil ihrer Fähigkeiten, sind also nicht mehr so produktiv.
 Und deshalb bin ich so kritisch zu sagen, jetzt Strukturwandel zu fördern, indem man Unternehmen in die Pleite treibt und Menschen in die Arbeitslosigkeit ist für mich kontraproduktiv.
 Es erschwert diesen Strukturwandel, weil wenn es Unternehmen nicht mehr gibt und Menschen in die Arbeitslosigkeit sinken, dann werden eben nicht so schnell neue Strukturen entstehen, sondern dauert es umso länger.
 Aber auch Fatscher sagt natürlich, brauchen wir einen Strukturwandel und dann haben wir eben gefragt, wie soll das denn gehen, wenn nicht so wie jetzt vorgeschlagen?
 Damit ein Strukturwandel gelingt, sollten diese Konjunkturprogramme, die für die kurzfristige Stabilisierung sorgen sollen, ergänzt werden, nicht ersetzt werden, sondern ergänzt werden durch ein Zukunftsprogramm, ein Investitionsprogramm, bei dem der Staat, junge Unternehmen, Unternehmen in Branchen fördert, die für die deutsche Wirtschaft wichtig sind, also sprich in Bereichen, die eben die Digitalisierung von treiben,
 Bereich Klimaschutz, Unternehmen, auch den Umbau ihres eigenen Wirtschaftsens zu ermöglichen, mit einem größeren Gewicht auf Nachhaltigkeit.
 Und das wäre der richtige Weg. Wir sehen als die EW Berlin großes Investitionsprogramm von knapp 130 Milliarden Euro für notwendig, um diesen Strukturwandel über die nächsten 5-10 Jahre voranzutreiben, vor allem mit Schwerpunkt Klimaschutz und Digitalisierung.
 Ja, das war die Einschätzung von Marcel Fratscha, der ganz offenbar die Idee eigentlich ganz sinnvoll findet, jedenfalls vorerst die Pflicht zur Stellung eines Inserventsantrags aufzuschieben bis zum Jahresendem.
 Ja, wir kommen zu unserem nächsten Thema und schauen noch einmal nach Berlin. Und zwar ist eben so wie am 1. August auch für dieses jetzt beginnende Wochenende für den 29. August eine Sdemo der Corona Skeptiker angemeldet worden,
 oder nicht nur eine, sondern eine ganze Vielzahl von Demos, ein sogenanntes Fest für Frieden und Freiheit Philipp zu dem über 20.000 Leute erwartet wurden schon an Nachangaben der Anmelden, der Senat von Berlin erwartet deutlich mehr Leute Philipp.
 Aber diese Demos sollte erstmal nicht stattfinden.
 Die Behörde, die zuständige Behörde, hat diese Corona-Demo verboten, Begründung, mehrere Punkte aufgrund der Erfahrung mit der vorherigen Versammlung und zwar die am 1. August.
 Und in Zusammenhang mit Aufrufen die Masken und Abstandspflicht zu ignorieren, erwartet die Polizei massive Verstöße gegen die COVID-19-Verordnung, also Steve Ford-Mindes Abstand.
 Die von den Anmeldern berechneten acht Quadratmeter Fläche pro Teilnehmer hält die Polizei für unrealistisch. Sie erwartet mehr als die angekündigten 22.500 Menschen.
 Sprich, es sei absehbar, dass der Ministerstand eben nicht eingehalten werden kann.
 Das ist im Grunde auch schon rechnerisch klar, wenn man sich überlegt, auf welcher Fläche diese Demos stattfinden sollte und dann die Zahl der Menschen dazu nimmt,
 dann ist das nicht ganz so einfacher, aber doch mathematisch noch zu bewältigen, der Aufgabe herauszufinden, dass das nicht aufgeht.
 Genau, weil mehrere Veranstaltungen angekündigt wurden, befürchtet die Polizei beim Verbot von nur einer Kundgebung eine Art Überlaufen, die COVID-19-Verordnung wäre.
 Erst recht nicht mehr einzuhalten, deswegen wurde also einige Themengleiche Veranstaltung und Demosgleich mitunter sagt, Punkt.
 Fazit der Polizei unter diesen Umständen seinen Ordnungsgemäße Ablauf nicht durchführt, und es fand sich in dieser Verfügung auch noch eine meiner Lieblingswokabeln vor diesem Hintergrund sei ein Verbot alternativlos.
 Ja, immer so.
 Herzlichen Glückwunsch.
 Jetzt muss man sagen, Demonstrationsrecht ist ja nicht irgendein Recht.
 Genau, also das ist rechtlich, ist das eine außerordentlich heikler Entscheidung gewesen, der Versammlungsbehörde dieser Bescheid, den der Anmeldende bekommen hat, der ist irgendwie so im Internet gelandet.
 Man muss dazu immer sagen, wir haben natürlich jetzt keine offizielle Bestätigung, der Behörde, dass das der original Bescheid ist.
 Aber ich kann sagen, der sieht tatsächlich so aus, wie solche Bescheide in Berlin aussehen, also spricht sehr viel dafür, dass der authentisch ist, in den Schonungsverlingt.
 In den Schonungsverlingt.
 So, wenn man das sich so das mal anschaut, viele haben es gesagt, die Versammlungsfreiheit ist nicht irgendein Recht, sondern das Bundesverfassungssgericht weist immer wieder darauf hin.
 Und da müssen seit der Proktor auf Entscheidung aus den 80er Jahren, dass das ein ganz zentrales Grundrecht in der Demokratie ist, ja, also man soll eben seinen demokratischen Willen nicht nur in Wahlen ausdrücken, ja, alle vier Jahre und dann am besten Schweigen, sondern ganz im Gegenteil, das ist ein elementares Recht, auch auf die Straße gehen zu können und damit den Menschen, die an der Regierung sind, unmittelbares Feedback zu geben, einfach dadurch, dass man gemeinsam auf die Straße geht.
 Allerdings ist in diesem Fall auch nicht nur die Versammlungsfreiheit, also betroffene als Grundrecht, sondern es handelt sich um einen Grundrechtskonflikt, ja, auch auf der anderen Seite der Abwägung, die die Versammlungsbehörde hier zu treffen hatte, sind ja Grundrechte zu beachten und zwar in diesem Fall nicht irgendwelche, sondern leben und körperliche Unverserte.
 Denn mal ganz ehrlich, also bei einer Durchführung der Demo kann es möglicherweise zu erheblichen Schäden für die Gesundheit von Menschen kommen, bis hin zu einem tödlichen Ausgang.
 Und die rechtliche Grundlage ist dann zu entscheiden, ob diese Demo tatsächlich eine konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellt.
 Und dabei ist wiederum die entscheidende Frage, ob man die Gesundheitsgefahren in den Griff bekommen kann.
 Gefahr ist sie sicherlich, aber kriegt man es halt in den Griff, kann man das irgendwie mit Maßnahmen moderieren. Ganz genau, da muss man schauen.
 Genau, also es muss also einen unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit sein bei der geplaten Versammlung.
 Irgendenehe Gefahr ist es natürlich, wenn Menschen zusammenkommen, aber die muss eben quasi hinreichend konkret sein, hinreichend gravieren sein.
 Und wenn man das mal so abwägt, also bei der letzten Demo am ersten August gab es massen, weil es Verstöße gegen die Maskenpflicht ist, war quasi gehört die quasi zum Programm.
 Zum guten Programm, da ohne Maske zu demonstrieren. Und auch die Abstände wurden nicht eingehalten.
 Da haben Leute sich um Abend quasi im Ringelpiez mit Anfassen getanzt.
 Also das muss man sehen, da ist, glaube ich, die Prognose der Versammlungsbehörde sehr plausibel zu sagen, dass wir nicht klappen.
 Zumal das jetzt wieder angekündigt wurde, sich der Maskenpflicht zu entziehen oder zu widersetzen.
 Soll sogar in der Anmeldung der Demo stehen, dass man die Maskenpflicht, dass man keine Maskenpflicht verhängen will.
 Auf der anderen Seite muss man sagen, hat natürlich die Polizei bei der letzten Demo auch nicht konsequent eingegroffen.
 Also man hat sie irgendwann aufgelöst die Demo, aber während die da so vor sich hinmaschierten und keine Maske trocken,
 haben sich das die Polizisten in wesentlichen angeschaut.
 Das heißt, da wurde überhaupt nicht durchregiert. Und deswegen steht schon sehr die Frage im Raum, ob es den wirklich keine Möglichkeit gäbe,
 eine solche Demo zuzulassen und dabei eben auflagen zu verertylen, Abstandmaske zum Beispiel,
 oder möglicherweise auch eine Begrenzung der Teilnehmendenzahl.
 Und dann polizeilig durchzusetzen, dass diese Auflagen auch eingehalten werden.
 Da muss man wieder sagen, dass es letztlich, wie so häufig in der Lage und wie so häufig in der Juristerei, eine Frage der Verhältnismäßigkeit.
 Das heißt also, der Demo verbot, ein total verbot, einer Demo und auch aller Ersatzdefahnsteitung ist einfach das letzte Mittel.
 Aber dann eben diese demokratische Meinungsäußerung komplett unterdrückt wird.
 Da muss man sich immer die Frage stellen, kann man es nicht wenigstens versuchen und dann möglicherweise die Demo auflösen, wenn es gar nicht anders geht.
 Insbesondere hätte die Behörde hier wohl ausführlich begründen müssen, dass wirklich die Polizei außerstande ist,
 rechtmäßig für die Verhältnismäßung durchzusetzen.
 Also die Frage nach dem sogenannten polizeilichen Notstand, also ist da wirklich gar nichts zu machen oder ist die Demo nur unbequem?
 Und vor diesem Hintergrund, dass also die Gefahr für die öffentliche Sicherheit so zentral ist und das entscheidende Keterium um so ein Verbot,
 zurechtfertigen, ist diese Aussage, die in dieser Presse Mitteilung zu diesem Verbot vom Insenator getätigt wurde.
 Sautom, man kann das nicht einer sagen, zielt hart.
 Insenator, Berlin, Herr Geisel.
 Ich bin nicht bereit, ein zweites Mal hinzunehmen, dass Berlin als Bühne für Corona-Leugner, Reichsbürger und Rechts-Extremisten missbraucht wird.
 Ich erwarte eine klare Abgrenzung aller Demokraten und Demokraten gegenüber denjenigen, die unter dem Deckmantel der Versammlungs- und Meinungsfreiheit
 unser System verächtlich machen.
 Das kann man politisch vielleicht so sehen, aber man darf das politisch nicht in Verbindung bringen mit dem Verbot einer Demo.
 Weil das sieht so aus, also würde diesen politisch einfach nicht passen, dass diese Leute da auflaufen und deswegen verbietet den ganzen Grau.
 Ehrlich gesagt muss man sagen, ist das der Kern der Versammlungsfreiheit, dass die Menschen auf die Straße gehen können, ihre Meinung zum Ausdruck bringen können, die politisch unbequem sind.
 Das ist der Inhalt des Versammlungsfreiheit, um das nochmal zu zitieren, was Geisel der geschrieben hat, Inhalt der Versammlungsfreiheit ist, dass Berlin zur Bühne wird für Corona-Leugner, Reichsbürger und Rechts-Extremisten.
 Das sind der Versammlungsfreiheit. Das können wir jetzt vielleicht doch finden, aber genau darum geht es.
 Und das heißt also diese Pressemitteilung der Innenbehörde negiert im Grunde den Kerngehalt der Versammlungsfreiheit.
 Und damit kannst du ein solches Verbot nicht rechtfertigen. Das muss man sehr deutlich sagen.
 Ich bin doch einer politischen Begründung, die mit der Versammlungsfreiheit nichts zu tun hat. Und das ist natürlich gar nicht gut. Dem Entsprechend-Fillib war eine Reaktion.
 Riesenalarm in den Netzwerken, Schnestek, Sturm auf Berlin. Also das war Feuer ins Öl oder Öl ins Feuer so rum.
 Und ja, ich glaube, da muss man einfach schon deutlich sagen. Also ich habe da auch lange darüber nachgedacht, aber ich glaube, dieses Verbot war unklug.
 Ja, das war dumm, würde ich sagen. Also jen wird diese Pm dazu aber auch das Verbot war, glaube ich, nicht angemessen.
 Man hätte, glaube ich, sagen müssen. Hier, das sind die Anforderungen. Das müsst ihr einhalten, Abstand, Maske etc.
 Und wenn das nicht durchgesetzt wird und dann wird die Demo halt aufgelöst.
 Ja, ich war gestern dazu noch in dem Interview mit dem deutschen Radekultur. Da hatte ich zum Beispiel auch vorgeschlagen. Man könnte ja einfach die Zugänge zu Demo kontrollieren.
 Ich mein, das kennt man von allen möglichen anderen Demos. Da wird da mal die Tasche gefilzt und so sind da auch keine Wurfgegenstände.
 Hast du da auch bitte keine Maske dabei und so. Bei dieser Demo hätte man ja einfach kontrollieren können, ob wirklich alle Menschen, die zur Demo wollen, ein Mutnase-Schutz dabei haben.
 Hätte man halt zu Pforten einrichten müssen, ist alles nicht ganz einfach kostet personal. Aber meine Güte, ja beim ersten Mai werden ja auch Hunderte oder wenn nicht Tausende von Menschen, von Beamtinnen aus ganz Deutschland angekart.
 Und das ist eben der Witzbein der Versammlungsfreiheit. Man kann nicht einfach sagen, auch sorry ist das auch nicht.
 Bisschen auch wenn nicht. Bisschen auch wenn nicht. Kosgeld geht nicht. Das ist gerade der Witzbein der Versammlungsfreiheit. Meine Güte, ja das ist ein gesellschaftlicher Konflikt, der hier gerade schwil.
 Sind die Corona-Reaktionen angemessen. Da hätte man dann eben die Zugänge zu Demo kontrollieren können. Oder beispielsweise hätte man ja auch einfach mal Öffentlichkeitswürgser Menschen, die sich weigere eine Maske zu tragen aus der Demo rausziehen können.
 Das ist die Spezialität der Berliner Polizei. Es ist ja aus Demo, es Leute mit so Stostrupps rauszugreifen, die dann festzunehmen.
 Normalerweise sind die aber vermont. Normalerweise sind die halt links, ne? Und keine Nazis. Und gut, aber es ist genau das selbe.
 Normalerweise werden sie halt zum Beispiel wegen Verstößen gegen das Vermumungsverbot oder wegen Flaschenwürfen oder so aus der Demo gezogen.
 Hier hätte man die Leute halt wegen Verstoßes gegen die Mund-Nasenbedeckung rausziehen können. Und damit endet ja das polizeiliche Repetua nicht.
 Man könnte ja zum Beispiel auch mal im Platzverweis belegen. Können wir sagen, okay, du jedenfalls verlässt jetzt mal das Gebiet des Landes Berlin.
 Da setzt man die in die Wanne und fährt sie nach Brandenburg und Schüsse. Das passiert bei der Polizei. Bei Polizei-Einsätzen in Berlin regelmäßig. Und wie so das jetzt nicht möglich ist.
 Ich will nicht sagen, dass das definitiv ging. Also dazu muss ich sagen, bin ich zu viel zu wenig Polizei-Praktiker. Aber man hätte in dieser Verbots-Verfügung vielleicht erwartet, dass man sich damit genauer auseinander setzt, ob jetzt wirklich gar nichts mehr geht.
 Außerdem im totalen Verbot. Und wie gesagt, wenn ich das Wort alternativ loslese, werde ich immer schon mal skeptisch.
 Auf der anderen Seite, ich glaube schon, man hätte ein sauberes Demo-Verbot hinbekommen können, aber mit einer besseren Begründung.
 So und die meinsprechend-Fillip hat sie jetzt auch gerummst im Karton. Heute Nachmittag um kurz vor zwei, glaube ich, kam die Pressemitteilung des Verwaltungsgerichts Berlin.
 Nach dem Motto der Verbotbeschluss wird gekippt. Wird aufgehoben, die Demo ist nach dem Beschluss des Verwaltungsgerichts erlaubt.
 Zitat, es gäbe keine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit. Aber ich glaube auch dieser Bescheid und dieses Urteil, was ist ein Urteil?
 Es ist ein Beschluss. Es ist, glaube ich, finde ich nicht ganz wasserdicht, denn es werden in diesen Beschluss auflagen.
 Gemacht die, diese Sicherheit wiederherstellen sollen, aber glaube ich, etwas Weltfremd sind. Also in der Pressemitteilung steht, so muss dieser, also der Veranstalt der Embünenbereich, Gitter zur Vermeidung einer Personenballung aufstellen.
 Und der muss mittels beständig wiederholter durchsagen und unter Einsatz seiner Ordner sicherstellen, dass auch die übrigen Teilnehmer die Mindestabstände einhelfen. Gitter im Embünenbereich, wir sollen das gehen. Also so, außer Massentierhaltung ein paar Sturkeles, Türbekeles, Türbekeles, dahin stellen, damit die Leute da auf Abstand gehalten werden.
 Also da kann ich mir nicht richtig vorstellen, wie das helfen soll, diesen Sicherheitsabstand herzustellen. Weiter heißt es viel mehr, habe der Anmelder unter anderem durch die Bereitstellung von 900 Ordnern.
 Und 100 de-eskalationsteams hinreichende Vorkehrungen dafür getroffen, entsprechend auf die Teilnehmer einzufirken.
 Okay, was mich aber am meisten wundert, ist in dem Beschluss, ist nicht von Mastenpflicht die Rede.
 Das finde ich am Erstaunicsten. Da wird dann Zitat, heißt es da, zwar müße der Veranstalter einer Versamlung, ein individuelles Schutz und Hygienekonzept erstellen,
 das tragen einer Nase-Mund-Bedeckung, sei in dessen nur erforderlichen Fals, Teil eines solchen Konzepts.
 Mit anderen Worten, nach der Verwaltungsgerichts, ist eine Versammlung von fast 30.000 Leuten auch ohne Mund-Nasenschutz-Auflage denkbar.
 Und da muss ich sagen, habe ich, äh, Fragen auf meinen Laptop geschaut. Also das kann ich mir am besten wenig vorstellen.
 Also deswegen hat mich dieser Beschluss des Verwaltungsgerichts sehr gewohnt, für die man gerade schon vorgelesen, welche Auflagen das Gericht verhängt hat,
 es verhängt aber keine Pflicht, einen Mund-Nasenschutz zu tragen, kann ich nicht so ganz nah empfinden.
 Und vor allem hat mich total gewohnt, dass sie nicht auf die offensichtlichen Schwächen der Verbot-Verfügung eingehen,
 also insbesondere die Prüfung, ob denn wirklich überhaupt einen polizeilichen Notstand vorliegt.
 Also wie gesagt, ich fand diesen Beschluss jetzt auch nicht so supersportlich. Insofern ist ja auch noch nicht rechtskraftig.
 Genau, jetzt ist das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg. Am Zug schauen wir mal die Polizeipräsidentin von Berlin-Babras-Lowick hat schon angekündigt,
 dass man gegen diesen Beschluss in die Beschwerde gehen werde. Ich bin sehr gespannt, wie es weitergeht.
 Und unter welchen Voraussetzungen tatsächlich in Berlin-Demo stattfinden können.
 Wir werden weiter über dieses Thema berichten.
 Dazu noch ein kurzer Leser hinweiß, wer so ein bisschen wissen will, wer eigentlich hinter diesen ganzen Corona-Antikoronermaßnahmen demos aktivisten steckt,
 dem sei ein Textanzeitsgeleg, den wir verlinken, haben die Kollegen von Korrektiv recherchiert, die doch ein interessantes Bild von einem bundesweiten Netzwerk von Corona Skeptikern gemalt haben.
 Da deutlich aufgezeigt haben, welche Vereine es gibt, wer wo dahinter steckt, welche Facebookgruppen, welche Sachen angeschoben haben, durchaus lesen zu werden, wenn ihr mal wissen wollt, wer eigentlich diese ganze Szene organisiert.
 Ja, zu unserem nächsten Thema, wir schauen noch einmal auf das Thema Datenschutz. Da gab es nämlich während unserer Sommerpause eine ganz spannende Entscheidung, die wir jetzt mal beleuchten wollen.
 Wir alle nutzen ja regelmäßig Computer und Handys, und dabei werden alle möglichen Personen bezogen in Daten verarbeitet und in Europa haben wir nun seit einigen Jahren die sogenannte Datenschutz-Grundverordnung.
 Und wir gehen im Prinzip davon aus, dass die dazu geführt hat, dass das Datenschutz-Niveau in Ordnung ist.
 Da kann man sich nicht 100% darauf verlassen, insbesondere weil Geheimdienste natürlich davon überhaupt nichts wissen wollen.
 Aber im großen und ganzen hoffen wir jedenfalls, dass die Datenschutz-Grundverordnung da Grenzen setzt, die für ein vernünftiges Datenschutz-Niveau sorgeln.
 Ja, muss natürlich umgesetzt werden, aber jedenfalls die Vorgaben sind im großen und ganzen schon in Ordnung.
 Allerdings heute funken die Programme, die wir so einsetzen, natürlich sehr häufig nach Hause.
 Das heißt, die nehmen Kontakt auf zu den Herstellern von Software zum Beispiel oder zu den Herstellern von Geräten.
 Und dieses Kontakt aufnehmen bedeutet normalerweise, sie funken in die Vereinigten Staaten sehr häufig.
 Und natürlich braucht es dafür eine rechtliche Grundlage, welche für den Wann irgendwelche Sachen von uns in den USA speichern, etc.
 Und innu ist es aber so, dass diese rechtliche Grundlage dafür vom europäischen Gerichtshof vor einigen Wochen komplett gekippt und gestrichen wurde.
 Und nun hat also einen Datenschutzaktivist, Max Schremms, über 100 Beschwerden letzte Woche eingereicht in einer ganzen EU, Kernforderung, Unternehmen, dürfen, unternehmen aus der EU, dürfen keine Daten mehr in die USA schicken, speichern, überweisen, transferieren.
 Wie auch immer. Und das Ganze ist doch, kann man sich leicht vorstellen, ein erhebliches Erdbeben und betrifft einfach riesige Bereiche unseres Privatlebens.
 Aber eigentlich auch die komplette Wirtschaft. Ja, weil natürlich alle Unternehmen irgendwie Software einsetzen und die eben typischerweise versucht, eine Hauser zu telefonieren.
 Und ja, genau dagegen kämpft Max Schremms. Und zwar nicht persönlich, sondern hat vor einigen Jahren eine Organisation gegründet.
 Neub heißt die Non-Of-You-Business mit Sitzin-Wien. Ich habe die da auch schon mal besucht, das für ein so will, eine Schwesterorganisation der Gesellschaft für Freierzeite.
 Und die hat diese 100-Überhundert Beschwerden jetzt eingereicht und zwar unter anderem auch bei der Landesdatenschutzbehörde Baden-Württemberg in Stuttgart und mit deren Chefform wir jetzt sprechen, nämlich mit Dr. Stefan Brink.
 Der ist Mitglied der FDP und Landesbeauftragter für Datenschutz und Informationsfreiheit in Baden-Württemberg. Herzlich willkommen in der Lage Nation Stefan Brink.
 Hallo, ich freue mich auch.
 Was genau hat der europäische Gerichtshof denn da konkret an Regelungen gekippt, die darüber entscheiden, welche Daten in die USA und der Welchenbestimmung von uns gehen?
 Der EURGH2-Liege macht er sich zum einen mit dem sogenannten EUUS Privacy Shield beschäftigt. Das war ein Angemessenheitsbeschluss der EU-Kommission, der im Prinzip gesagt hat,
 man kann in Prinzip Daten von Europa in die USA transferieren, wenn der die Vertragspartner, die ich drüben habe, also die Dienstleister, Microsoft, Amazon oder sonst irgendjemand,
 diesem Abkommen Privacy Shield beigetreten ist, dann geht das schon. Der europäische Gerichtshof hat was keine große Überraschung war.
 Dieses Abkommen gekippt und hat gesagt, das ist ungültig, nur nichtig, weil das einfach unseren europäischen Datenschutzstandards nicht entspricht.
 Und er hat zum zweiten sich die Frage gestellt, was man den stattdessen nehmen könnte und hat sich zu den sogenannten Standardvertragsklauseln verhalten.
 Das sind Vereinbarungen, die den Deutsch- und europäische Unternehmen mit US-amerikanischen Unternehmen als Vertrag schließen können und die dann ihrerseits ein bestimmtes Datenschutzniveau absichern sollen.
 Beide Entscheidungen, sehr spannend und absolut gravieren von den Auswirkungen her.
 Und um welche Fälle gitteln das jetzt eigentlich in der Praxis? Also welche Daten transfer sind da betroffen, kann man das ein bisschen auf einen Nenner bringen?
 Das ist sehr vielfältig. Also das einfachste woran man denken kann, ist, dass man ein US-Dienstleister hat, also zum Beispiel Microsoft und bei dem Software-Service laufen lässt, also Windows 10 zum Beispiel laufen lässt,
 das heißt die eigenen Daten, die ich verarbeit über Word oder Excel-Anwendung, Maschinen rüber in die USA werden dort gespeichert, verarbeitet und von mir dann wieder abgerufen.
 Das ist ein einfacher Fall, es könnte zum Beispiel auch sein, dass ich bestimmte Cloud-Anbietern nutze, Amazon wäre da einer, die dann die Daten in den USA oder sonst wo auf der Welt speichern und verarbeiten.
 Das gibt eben auch Fälle, wo ich zum Beispiel einen einfachen Vertragspartner drüben in den USA sitzen habe und mit dem in Geschäftabwicke, bei dem da natürlich auch Personen bezogen in Daten aus Europa in die USA rübermaschieren.
 Und es gibt Fälle, wo europäische Unternehmen konzern angehörig sind, das heißt eine, zum Beispiel Konzernmutter in den USA sitzen haben und die wollen natürlich auch mit Mutter und Telefonieren können.
 Und auch da werden natürlich Daten ausgetauscht. Es gibt sehr, sehr viele unterschiedliche Möglichkeiten für sogenannte Datentransfersen die USA und da hat der EURGH jetzt wirklich massiv den Riegel davor geschoben.
 Insofern ganz viel gestalt, ich sehe komplex.
 Was heißt denn das jetzt in der Praxis? Also wenn es so viele Beispielen gibt und die wir ja auch alle kennen, wo Daten aus Europa in die USA wandern,
 wenn die Rechtsgrundlage dafür jetzt vom EURGH mehr oder weniger komplett gestrichen wurde, was heißt das in der Praxis?
 Das heißt für die Praxis zunächst einmal, wir haben einen Schockerlebnis. Das vielleicht ein bisschen dadurch abgemildert ist, dass wir das selbe oder vergleichbare Schockerlebnis schon vor fünf Jahren hatten.
 Da war das Vorgängerabkommen zum Privacy Shield, nämlich die sogenannte SafeHaber-Entscheidung der EUR-Kommission im Oktober 2015 auch schon vom europäischen Gerichtshof für nur nur ein Dichtig erklärt worden.
 Für die Praxis heißt das also, die meisten Unternehmen in Deutschland und Europa sind, was die Datentransfers und den Einsatz von US-Dienstleistern angeht, mit nicht nur einem Fuß, sondern mit beiden Füßen in der Illegalität gelandet.
 Und für die Praxis heißt das, wir suchen nach Umwegen, Auswegen, Mauselöchern, wie es doch noch funktionieren könnte.
 Nun hat Max Schremms, der mit der Gründer ist für dieser NGO Neub und quasi der treibende Kraft hinter diesen beiden Verfahren gegen SafeHaber und Privacy Shield, hat Max Schremms ja vor kurzem Beschwerden gegen über 100 Unternehmen aus allen EU-Staten eingereicht, einige Beschwerden auch bei deutschen Datenschutzbehörden.
 Würden Sie denken, dass Max Schremms jetzt einen Punkt hat hier mit seinen Beschwerden?
 Ja, klar, das ist nicht nur ein Punkt, sondern das ist auch ein Treffer. Das ist sehr gut überlegt wie das Macht Max Schremms hat ohne jeden Zweifel.
 Die Datenschutz-Debatte massiv befördert, er steckte schon im Wesentlichen hinter der ersten SafeHaber-Entschaltung, hat jetzt diese Privacy Shield-Entschaltung provoziert, indem er sich mit der irischen Datenschutz-Aussichtsbörde angelegt hat und dafür gesorgt hat, dass die irischen Gerichte, das dem europäischen Gerichtshof für den Weg ist.
 Und jetzt steuert er nach, indem er die Ergebnisse der Eurghahr-Entschaltung so schnell wie möglich umgesetzt zählen möchte und hat über 100 Beschwerden auf europäischer Aufsichtsbörden verteilt.
 Wir sind in Baden-Württemberg auch gewinner. Wir haben auch ein oder zwei Beschwerden bekommen, die wir jetzt dem entsprechend abarbeiten müssen.
 Also wir haben ja Max Schremms vor der Sendung auch gefragt, was er denn jetzt so erwartet von den Datenschutzbehörden.
 Er sieht schon ein, dass ein Monat nach dieser Entscheidung da wahrscheinlich viele noch auf der Sur sind und da jetzt ultimative Abschließende Entscheidungen noch nicht getroffen sind. Aber sagt er.
 Ich glaube, die Behörden werden halt sozusagen Schritt für Schritt Zeichen setzen müssen.
 Eben zum Beispiel, die ihm zum Beispiel, man haft mal Abnahmen machen, das muss er nicht auch relativ SkV immer gleich eine Strafe sein.
 Aber wenn es unternehmen, sehen wir jetzt Google oder Microsoft oder Facebook, die öffentlichen in ihrem Blogs rein schreiben. Das gilt alles nicht, das stimmt alles nicht und wir tun es absichtlich anders.
 Ja, dann wird wahrscheinlich um eine Strafe nicht wahnsinnig viel herum führen.
 Also, sprich, werden Sie da jetzt Strafen verhängen?
 Also Max Schremms hat schon recht. In dem er sagt, es gibt tatsächlich Westdienstleister, die einfach ein paar weiter machen wollen.
 Für die meisten, die ich jetzt kennengelernt habe, gilt das allerdings nicht. Die haben schon gesehen, dass der OEGH eine relevante Entscheidung getroffen hat und die suchen nach Reaktionsmöglichkeiten.
 Interessant ist die Frage, wann wir reagieren müssen als Aussichtsbehörden. Der europäische Gericht sofort ganz deutlich gemacht.
 Dass er seine Entscheidung sofort umgesetzt haben möchte. Also, um jetzt mal Muratourium zu verkünden oder zu sagen, wir machen jetzt mal sechs Monate gar nichts.
 Und denken wir intensiv drüber nach, wie man auf die schwierige Situation reagiert. Das ist nicht drin. Also, aus meiner Sicht, die Aussichtsbehörden werden sofort reagieren müssen.
 Sie werden den Beschwerden nachgehen. Also, die Beschwerde Gegner, das sind Unternehmen, die auf OEGH Dienstleister nach für Vorsetzen werden auf die zugehen.
 Wir haben eine Beschwerde, ihr habt ihr Eugenie-Halenschaltung mitbekommen. Da ist ganz offensichtlich ein Problem. Macht uns mal angaben darüber, wie er dieses Problem löst. Und genau da sind wir dabei.
 Ja, aber wie soll denn dieses Problem sich jetzt überhaupt lösen lassen, wenn sogar Word und Windows ständig nach Hause funken und die meisten Unternehmen, der jedenfalls das Gefühl haben, dass es ohne dieses Software nicht geht?
 Also, was sind da so Ansätze, um dieses Problem zu lösen?
 Es ist ganz eindeutig, dass die Entscheidung uns vom massive Problem stellt. Und es ist auch eindeutig, dass eine einfache Lösung nicht zu finden ist.
 Da setzt auch meine Kritik an der europäischen Gerichtshof an, weil ich meine, das ist für viele Unternehmen und auch für Aufsichtsbehörden eine Überforderung, die der europäische Gerichtshof da hervorruft.
 Richtig ist zunächst mal, dass wir bei diesen Daten transferßen die USA extrem vorsichtig sein müssen, weil die USA datenschutzrechtlich anders ticken als wir und nicht die selben Standards haben.
 Das ist aber eine Fragestellung, wo ich, und das wäre meine erste Lösungsansatz, sagen würde, lasst das die Regierung mal auf die Reihe kriegen.
 In dem Fall werden es nicht nur die europäischen nationalen Regierung, sondern auch die EU-Kommissionen, die müssen halt mit den USA reden unter welchen Bedingungen in den USA Daten verarbeitet werden.
 Sie müssen darauf bestehen, dass wir in Europa hohe Datenschutzstandards haben, dass wir die nicht dadurch unterlaufen wollen, dass die US-Dienstleister eingesetzt werden.
 Und da muss auf Regierungsgebner ein neues Abkommen her. Jetzt wird man sagen, der Zeitpunkt ist nicht ganz günstig gewählt. In den USA gibt es schon seit einigen Jahren nur wenig Ansprechpartner für solche Themen und jetzt im Wahlkampf noch weniger.
 Trotzdem, gerade weit ist keine Übergangsfrist, gibt für die eue Geheimschaltung, müssen jetzt Lösungen her, das heißt jetzt müssen die EU-Kommission und die USA sich an Antisch setzen und beratschlagen, wie man das Thema vom Tisch kriegt.
 Max Schremms hat ja auch Vorschlag gemacht und der will die Unternehmen dann nicht völlig außer Verantwortung lassen und hat recht konkrete Vorstellungen, was Unternehmen tun können, um auch nach dieser Entscheidung Datenschutzkonform arbeiten zu können. Und das klingt bei ihm so.
 Konkurrentes Schritte, ich würde jetzt das Unternehmen mal vor allem anschauen, welche Datenflüsse habe ich in die USA, welche davon sind wirklich notwendig.
 Das kann ja oft auch ein anderes Fall sein, sich zu überlegen, brauche ich eigentlich die und die Google oder Facebook oder Microsoft oder was, was ich Funktion genau.
 Ist das ein Weg, dass man auch datenschfluss überprüft und abschneidet?
 Ja, das ist ein genau der richtige Vorschlag, das ist auch das, was wir von den Unternehmen jetzt verlangen, sie sollen erst mal rausbekommen, wo haben wir überhaupt diese Daten-Transfers, viele machen sich überhaupt keine Gedanken über das Thema, die denken wir euch sehr zahlt, ein Produkt ein, das ist auf dem Markt, das freifarkäuflich.
 Also was weiß ich, wo nur es zehn, das wird schon geben, sonst wäre es ja wohl verboten und machen sich gar nicht klar, dass der Daten um den ganzen Erdbeir geschickt werden.
 Also erstens müssen die Unternehmen für Transparenz sorgen, wo finden diese Daten-Transfers statt und der zweite wichtige Schritt ist auch angesprochen vom Max-Schrems.
 Wir müssen gucken, die Unternehmen erst mal selbst gucken, gibt es möglicherweise Alternativen dazu.
 Also kann ich zum Beispiel, indem ich von einem US-Dienstleister auf einen europäischen Dienstleister umsattle, diese Transferproblematik in den Griff kriegen, oder?
 Also, ich möchte auch durchaus möglich, dass die US-Dienstleister sich an die Nase packen und sagen, auf undamt, wir verlieren gerade den europäischen Markt durch die recht sprechen des europäischen Gerichtshofs und durch diese starke europäische Datenschutzstandard.
 Lasst uns doch mal schauen, ob wir nicht zum Beispiel unseren Vertragspartnern zusichern können, dass die Datenverarbeitung zukünftig nur noch innerhalb von Europa stattfindet.
 Also das ist zu solchen Daten-Transfers, die USA gar nicht kommen muss, obwohl wir US-Dienstleister sind.
 Ja, Max-Schrems möchte allerdings auch die Vereinigten Staaten nicht so ohne weiteres vom Harten lassen.
 Er ist nämlich sehr skeptisch, was weder in Europa leisten können und verlangt eigentlich Änderung in den USA.
 Ich glaube, lösen können wir das Problem auf europäische Seite fast gar nicht. Wir können eigentlich nur Druck auf US-Unternehmen ausüben, dass die intern sozusagen probieren ihre europäischen und amerikanischen Teile ein bisschen zu trennen und halt die Daten von europäern dann in den EU zu gelassen und sich jetzt stellen.
 Das ist doch sicherzustellen, dass kein Zugriff aus den USA möglich ist.
 Sehen Sie da Möglichkeiten, so einen Druck auszuüben? Passiert das schon in der Praxis?
 Theoretisch ja, das ist auch übrigens genau das Domino-Spiel, das der europäische Gerichtshof spielt, insofern eine witzige Parallele-Eugier- und Max-Schrems.
 Die Überlegung ist, wie als Aufsichtsbörden gehen, auf die deutschen und europäischen Unternehmen zu.
 Versuchen diese Daten-Transfers abzustellen. Darauf finden die deutschen und europäischen Unternehmen Druck auf die US-Dienstleister aus.
 Die US-Dienstleister üben darauf in Druck auf die US-Regierung aus. Am Ende sagt sich die US-Regierung namöglicherweise haben wir mit unseren Sicherheitsgesetzten ja etwas übertrieben.
 Dann miltern wir die doch mal ab. Theoretisch ein durchaus rationaler Ansatz.
 Praktisch glaube ich aber für das komplett in die irre, das wird so nicht funktionieren.
 Das würde ja bedeuten, dass wir zunächst mal hier unseren deutschen und europäischen Unternehmen schadenzufügen, indem wir ihnen ihre Geschäftsmodelle massiv verraten.
 Und dass wir dann über den Druck über US-Firmen, an die US-Regierung rankommen, das scheint mir doch eher ein theoretischer Ansatz zu sein.
 Also sind sie aus skeptisch insbesondere, was die Rücknahme oder Begrenzung jedenfalls von Überwachungsgesetzten angeht.
 Also es gibt ja beispielsweise seit einemigen Jahren den Cloud Act, der ausdrücklich amerikanischen Sicherheitsbehörden erlaubt, auf Daten zuzugreifen.
 Die amerikanische Unternehmen im Ausland gespeichert haben. Ich glaube im konkreten Fall ging es um Daten, die Microsoft in Irland gespeichert hatte.
 Das ist bis zum Supreme Court hochgegangen der Streit, ob Microsoft tatsächlich auf ein richterlichen Beschluss in den USA hin diese Daten ans FBI übergeben muss.
 Und dieses Verfahren ist dann im Grunde dadurch seines Gegenstands geraubt worden, dass in die vereintlichen Staaten einen Gesetz erlassen haben, eben diesen Cloud Act.
 Das ausdrücklich vorsieht, dass amerikanische Unternehmen eben Daten, die sie auf der ganzen Welt gespeichert haben, herausgeben müssen.
 Sehen Sie da keine Chance, dass die vereinigten Staaten wie soll ich sagen, diese Weite Überschreitung ihres eigenen Staatsgebiet auch wieder zurückschrauben?
 Das ist jetzt tatsächlich eher eine politische Einschätzung. Ich würde durchaus ja dem europäischen Gerichtshof zustimmen.
 Das, was in den USA in Überwachung stattfindet, ist gemessen an unseren europäischen Maßstäben absolut unverhältnismäßig und geht viel zu weit.
 Insbesondere gegenüber nicht US-Programm. Also wir als EU-Börger z.B. haben in den USA was Überwachung angeht, ein extrem schlechten Stand und können uns noch nicht mal ordentlich vor US-Au-Kanzen gerichten gegen diese staatliche Überwachung der USA beschweren.
 Das sind nach unseren Maßstäben gemessen und zumutbare, unhaltbare Zustände.
 Und genau daran knüpfte europäische Gerichtshof ja auch seinen Werdigt an die Daten-Transfers zuzumachen, soweit das geht.
 Die Frage ist nur, wie kriegen wir die USA dazu, ihre Sicherheitsgesetze zurückzuschrauben?
 Und da glaube ich, ist jedenfalls der Ansatz, das über Druck von Seiten der Industrie irgendwie hinzubekommen, ist schlicht eine Erfordung.
 Und so Überforderung der Player, der Cloud-Ekt, den Sie ansprechen, der ist nochmal besonders fies in dem Kontext.
 Wenn man nämlich denkt, dass sich US-Anbieter bewegen und sagen, okay, wir verlagern unsere Datenverarbeitung in Europa, in die EU, könnte man meinen, dass die Transferproblematik damit gelöst wäre.
 Und das ist nicht, weil die USA so massiv und wirklich weitgehend sind in ihren Überwachungsvorgaben, dass sie sogar Daten sich vorlegen lassen von US-Unternehmen, die außerhalb der USA verarbeitet werden.
 Und damit sind auch Angebote, die US-Dienstleister aus der EU heraus an europäische Unternehmen machen, nicht gesichert,
 weil US-Behörten jederzeit auf diese US-Dienstleister ansprechen können und sagen können, ihr habt die Daten zwar in Europa oder in Asien oder sonst vorgelagert, aber ich will da jetzt reinschauen.
 Das führt zu einer letzten Frage, weil alle großen US-Unternehmen in Europa haben ja ihre Sitzse in der Regel in Irland.
 Insofern ist die irische Datenschutzbehörde dafür zuständig und die ist bekanntermaßen extrem lax und wenig bis kein Druck auf diese Unternehmen aus.
 Welchen Einfluss haben Sie denn als Datenschützer, haben deutsche Datenschützer überhaupt angesichts dieser nach wie vor sehr laxen herangensweise der irischen Datenschutzbehörde?
 Ja, es ist richtig. Wir haben in Europa zwar ein sehr gutes neues Gesetz, die Datenschutzgründverordnung, aber wir haben offensichtliches Vollzuproblen.
 Das unter anderem besteht, dass bestimmte Aufsichtsbehörden, das betrifft nicht nur Irland, das ist bei Luxemburg zum Beispiel ähnlich oder in Polen, dass Aufsichtsbehörden dieses Recht nicht umsetzen.
 Kann man die nicht dazu zwingen?
 Ja, das betrifft nicht umsetzen.
 Doch, könnte man eigentlich schon das, die Datenschutzgründverordnung auch ausdrückliche Prozeeinprozede dafür vor, das sogenannte Coerenzverfahren.
 Da können wir, wenn sich die europäischen Datenschutzaufsichtsbehörden zusammen tun, können wir per Mehrheitsbeschluss einzelne Aufsichtsbehörden auffordern tätig zu werden.
 Problem dabei ist, wir brauchen einen Mehrheitsbeschluss dafür und die wenigsten europäischen Aufsichtsbehörden sind bereit, sich dieser Mehrheit der anderen zu beugen.
 Es gibt ein klares Gefälle zwischen großen und kleinen Aufsichtsbehörden in Europa und die kleinen Aufsichtsbehörden sind in der Mehrheit.
 Wollen sich aber von den großen Aufsichtsbehörden jetzt auch nicht gängeln oder vorführen lassen? Und das schützt immergebnis Irland.
 Ganz herzlichen Dank.
 Das war im Gespräch mit der Lage der Nation Stefan Brink, der Landesdatenschutzbeauftragte von Baden-Württembert.
 Ganz herzlichen Dank für diese Einschätzung.
 Sehr gerne.
 Es klingt erst mal ein bisschen trocken, aber letztlich ist das Wahlrecht eines der fundamentalsten Rechte, die wir in Deutschland so haben.
 Das regelt einfach.
 Wie wählen wir?
 Nach welchen Regeln wählen wir?
 Wer kommt eigentlich im Bundestag?
 Genau. Das ist, wenn man so will, die Spielregel für die Repräsentative Demokratie.
 Wir haben ja eben in Deutschland nur in ganz engen Grenzen und Volksabstimmung. Normalerweise bildet das Volk seinen Willen in kommunalparlamenten,
 Landesparlamenten und natürlich vor allem im Bundestag auf Bundesebene.
 Und deswegen ist es eine ganz zentrale Frage, wie wird eigentlich aus Stimmen, die wir abgeben bei der Bundestagswahl letztlich der Bundestag zusammengesetzt?
 Das Problem ist, heute schon, dass das ziemlich kompliziert ist und die wenigsten glaube ich wirklich verstehen.
 Aber jetzt ist es halt auch noch so, dass wir ein ganz konkretes Problem haben.
 Das Ergebnis dieses aktuellen Wahlrechts und der Modifikation, die so gemacht werden, ist nämlich, dass der Bundestag zu groß ist.
 Jedenfalls sagen das viele.
 Das ist, das ist einmal so ein Gibt da keine Obergrenze oder so, aber viele sagen, wie eigentlich sollen es 598 sitzen sein?
 Also Menschen, die dort im Bundestag uns vertreten, derzeit sind es 7009, also mehr als 100 Leute mehr.
 Das ist eigentlich schon seit 7 Jahren bekannt, dass das ein Problem ist und seit 7 Jahren gibt es eine Diskussion darüber, dass das Wahlrecht so geändert werden sollte müsste,
 dass wir wieder näher an dieser allgemeinen akzeptierten Größe von + -600 Leuten sind, damit der Bundestag seine Arbeit am besten machen kann.
 Und das Problem war, 7 Jahre wurde diskutiert, nichts ist passiert und nun steht halt im nächsten Jahr eine Bundestagswahl an.
 Ups, ja, völlig überraschend ist 2021.
 Okay, aber wenn wir da jetzt so wählen, wie wir bisher mal gewählt haben, dann wird der Bundestag wahrscheinlich noch größer als er ohnehin schon ist.
 Und nun war also die Not groß wenigstens sich auf irgendeine Regelung zu einigen, die das Disaster wenigstens einigermaßen im Griff behält.
 Und da hat sich diese Woche der sogenannte Koalitionsausschuss getroffen.
 Also die Spitzen der Koalitionsfraktionen und hat einen Kompromiss gefunden, der leider schlecht ist.
 Ja, also ich denke, damit das verständlich wird, wo das Problem liegt, müssen wir noch mal kurz uns den Hintergrund anschauen.
 Warum denn eigentlich der Bundestag derzeit so viel größer ist als seine gesetzliche Normalstärke wäre?
 Und der Hintergrund sind die sogenannten Überhang und Ausgleichsmandate.
 Bei der Bundestagswahl hat ja jede Wählerin und jeder Wähler zwei Stimmen, die Erststimme und die Zweitstimme.
 Und die Stärke der Parteien im Parlament, also die Stärke der Fraktionen, soll eigentlich nur die sogenannte Zweitstimme, und zwar in einem quasi proportionalen Verfahren, sollen die Mandate verteilt werden auf die Partei nach Maßgabe dieser Zweitstimme.
 Allerdings ist es so, dass die Hälfte der Mandate, 299 an der Zahl, vorab über die sogenannte Erststimme vergeben werden.
 Und bei der Erststimme ist es so, dass das Mandat die Personen bekommt, die im Wahlkreis die meisten Stimmen bekommen. Das ist ein klassisches Winner-Takes-E-Doll.
 Das heißt also, man bestimmt zunächst mal bei der Ausstellung der Bundestagswahl die Siegerinnen und Sieger in den 299 Wahlkreisen.
 Da hat man 299 Leute, die über die Erststimme direkt ein Mandat gewonnen haben.
 Auf jeden Fall im Bundestag einzeln.
 Die sind auf jeden Fall schon mal drin. Da will auch keiner ran.
 Und dann nimmt man die Zweitstimme, zählt die auch aus, guckt wie viel Prozent hat jede Partei und berechnet dann, wie viele Mandate sind das.
 Also, das ist im Grunde so ein bisschen komplizierter, weil noch Landeslisten ins Spiel kommen. Aber vereinfacht gesagt kann man sagen, nimmt man halt die 598 Mandate.
 Schaut dann, wie viel Prozent hat eine Partei und da kommt dann ein bestimmtes Stärke der Fraktion dieser Partei im Bundestag raus.
 Und gedacht war das ursprünglich mal so, dass man von der Zahl der Mandate nehmen wir mal für die CDU zum Beispiel 250 nach zwei Stimmen,
 dass man davon dann die Direktmandate abzieht, die diese Partei schon gewonnen hat von diesen 299 Wahlkreisen.
 Und der Rest wird dann aufgefüllt über die sogenannten Landeslisten.
 Also erst die Erststimme gewinner, direkt Mandate, dann bleibt noch eine kleine Lücke bis zu der Zahl der Mandate, die der Partei insgesamt zustehen, nach Maßgape der Zweitstimme.
 Und diese Lücke wird gefüllt über die sogenannten Landeslisten.
 Landeslisten sind die Klase jeder Landesverband einer Partei in einem Bundesland aufstellt.
 Die wichtigsten Leute werden an die erste Stelle gewählt vom Parteitag, weil die Wahrscheinlichkeit, dass die dann in den Bundestag auch noch einziehen mit einem höchsten.
 Also das ist die Idee.
 Erststimmen werden ausgezählt, man guckt wie viel Direktmandate, dann berechnet man die Zahl der Zweitstimme, die der Mandate, die der Partei nach zwei Stimmen zustehen, dann kommen die Leute über die Erststimme rein.
 Und die Lücke wird über die Listung gefüllt.
 Das war Jahrzehnte lang, Praxis hat auch wunderbar funktioniert.
 Aber das Problem ist, dass sich die Mandate in letzter Zeit immer gleichmäßiger auf die Parteien verteilen.
 Das hat früher wunderbar funktioniert, wie wir es gerade beschrieben haben.
 So lange es zwei riesengroße Parteien gab, die auch nach den Zweitstimmen 30-40% gewonnen haben und riesige Anzahl von Mandaten im Bundestag hatten.
 Und dann hatten sie aber nie so viele Direktkandidaten, dass sie wesentlich mehr Direktkandidaten hatten als die Plätze nach Zweitstimmen im Parlament hatten.
 Ganz genau. Das hat früher immer wunderbar geklappt. Sie hatten mehr Plätze nach Zweitstimmen als schon über die Erststimmen weg waren.
 Und damit gab es kein Problem. Das Problem ist jetzt aufgetreten.
 Seit eben die Stimmen sich wesentlich gleichmäßiger auf die Parteien verteilen.
 Wir im Grunde keine richtig großen Volksparteien mehr haben, wenn überhaupt noch die Union.
 Und deswegen ist es inzwischen so, dass insbesondere die Union mehr Mandate gewinnt über die Direktstimmen, die Union als stärkste Partei in Deutschland gewinnt,
 nämlich nach diesem Win-and-Takes-It-All-Prinzip nahezu alle Direktkandidatoren, also alle nahezu alle Wahlkreise gewinnt und die Rechte ein paar Ausnahmen.
 Aber jedenfalls weit über 200 Mandate gehen direkt an die Union alleine über die Erststimmen.
 Das ist also der Kandidat, den nehmen wir der Erststimmen in Eurem Wahlkreiswild oder die Kandidaten.
 Und damit hat die Union schon allein nach den Erststimmen bei den letzten Bundestagswahlen immer deutlich mehr Leute in den Bundestag geschickt,
 als sie nach den Zweitstimmen Ergebnissen eigentlich zu stehen würden.
 Und dann, wenn man das so durchziehen würde, dann hätte man diese sogenannten Überhangmandate, also mehr Leute ziehen über die Erststimmen ein,
 als der Parteien nach der Zweitstimmen eigentlich zu stehen würden.
 Das sind die sogenannten Überhangmandate.
 Das hat man auch ein paar Jahre bei den paar Bundestagswahlen so laufen lassen.
 Da hat man diese sogenannten Überhangmandate nicht ausgeglichen.
 Das Problem bei diesen Überhangmandaten ist allerdings, dass das die Wahlrechtsgleichheit beeinträchtigt.
 Also das Bundesverfassungsgericht hat da insbesondere zwei Gleichheitsgrundsätze aufgestellt für Wahlen.
 Zum einen muss es die so eine Zellwertgleichheit geben.
 Also jede Stimme muss erst mal gleich viel zählen, um in das Ergebnis einzugehen der Wahl.
 Und das zweite ist auch die sogenannte Erfolgswertgleichheit.
 Das heißt, also jede Stimme, die man abgibt, muss gleichermaßen Einfluss nehmen auf die Zusammensetzung des Bundestages.
 Und damit auf die Repräsentation im Parlament.
 So und das Problem ist halt bei diesen sogenannten Überhangmandaten,
 dass die Union mit einem mal pro Mandat im Bundestag, also insbesondere die Union,
 hat auch mal die SPD betroffen, aber normalerweise vor allem die Union,
 für die für ein Mandat im Bundestag weniger Stimmen braucht, weniger Zweitstimmen braucht als Alleranparteien.
 Und damit ist die Zweitstimmen von Unionswäler*innen mit einmal rechnerisch mehrwert gewesen als die Stimmen für andere Parteien.
 Durch diese sogenannten Überhangmandat.
 Deswegen hat man dann irgendwann gesagt, okay, wir müssen einfach die Überhangmandate ausgleichen,
 sodass dann unter dem Strich wieder der Bundestag sich ausschließlich so zusammensätzlich die Zweitstimmen angeben.
 Von Proports her. Und dazu hat man sich einfach, also das Bundesverfassungsgericht war gar nicht ganz so streng.
 Und das Bundesverfassungsgericht hat gesagt, die nicht alle Überhangmandate müssen ausgeglichen werden,
 sondern nur dann, wenn der Unterschied im Zellwert der Stimmen zu groß wärst.
 Und da hat das Bundesverfassungsgericht 2012 mal entschieden, also eine halbe Fraktionsstärke,
 oder eine halbe Mindestfaktionsstärke, ohne Ausgleichwerischen, okay, das heißt so, roundabout 15 Überhangmandate
 wären schon in Ordnung gesagt, das Bundesverfassungsgericht, aber der Bundestag beim Gegenwertig-Gelt in den Bundesverfassungsgericht,
 da quasi genauer hingeguckt und hier haben gesagt, wir gleichen einfach alle Überhangmandate aus.
 Und das geht folgender Maßen, da ganz einfach, wenn nach den Zweitstimmen der Union nicht genügend Leute zu stehen,
 dann muss man eben einfach den Bundestag so lange vergrößern, bis das nach den Zweitstimmen wieder hinkommt,
 dass ihr quasi genauso viel Mandate zu stehen, wie sie eh schon gewonnen hat.
 So dass sie keine Überhangmandate hat sozusagen. Genau, da hat sie dann keine Überhangmandate mehr.
 Und deswegen vergrößert man dann den Bundestag eben von 598 auf in diesem Fall 7009.
 Dann hat die Union rechnerisch nach zweitstimmen genau so viele Leute, wie sie eh schon gewonnen hat.
 Nur das führt natürlich auch dazu, dass alle anderen Parteien dann ein paar mehr Mandate bekommen,
 als sie dann als wenn es 598 wären. Die sie dann aber über ihre Liste natürlich aufwühlen können.
 Und so ist es dann dazu gekommen, dass wir eben 7009 Menschen im Bundestag haben.
 Genau, und das sind also in diesem Fall 5 nach VGP, die ja 65 Ausgleichsmandante im Gegenwertigen Bundestag.
 Und zwar über alle Fraktionen verteilt, jeweils 10 für Grüne und linke L für die AfD, 15 für die FDP und 19 für die SPD.
 Und mit diesen Überhangmandaten und den Ausgleichsmandaten für die anderen kommt dieser Riesen Bundestag zustande.
 Aber immerhin haben wir dadurch sichergestellt, dass die Zellwertgleichheit ideal sichergestellt ist.
 Alle Stimmen sind gleich viel wert. Also ins Monat alle zwei Stimmen.
 Wo Kritik haben wir gesagt, Bundestag ist aufgeblät, gibt eine große Bürokratie.
 Wo Kosten würde ich immer sagen, ja, Demokratie kostet halt Geld.
 Aber große Bundestag hat vielleicht auch Vorteile, dass viele Menschen dort vertreten sind und auch viele Kreise vertreten sind und Ansichten vertreten sind.
 Aber wenn er jetzt noch größer werden würde, glaube ich, da sind sich alle einig.
 Das ist ungünstig und das funktioniert dann einfach irgendwann auch nicht mehr.
 Und es lagen einfach jahrelang und sehr früh schon Lösungen auf dem Tisch, speziell von linken Grünen und auch AfD.
 Ich glaube, ich hatte relativ akzeptierten Vorschlag gemacht, wie das denn reduziert werden könnte.
 Eine ganz einfache Lösung oder anderswo das große Problem entsteht vor allem dadurch.
 Das ist vergleichsweise wenig Mandat im Bundestag gibt zur Zahl der Wahlkreise.
 Weil eben die Hälfte bislang direkt vergeben wird, tritt das Problem mit den Hälfte,
 man da die direkt Stimme oder die erste Stimme vergeben wird, tritt das Problem der Übergangmandat überhaupt nur auf.
 Wenn jetzt die Zahl der Wahlkreise verringert würde und vielleicht nur 30 oder 40 Prozent der Mandate direkt vergeben würden,
 60 Prozent über die Listen aufgefüllt würden, dann würde es normalerweise keine oder kaum Übergangmandate geben.
 So ließe sich das Problem elegant lösen.
 Muss man sagen, also statt 2299 Wahlkreise haben wir halt 200 oder 250.
 Das würde auch schon reichen, dass man einfach die Zahl der Wahlkreise massiv eindampft.
 Man hat 60-65 Prozent der Mandate, die über die Listen vergeben werden.
 Das müsste dann normalerweise passen.
 Da kann man natürlich alle möglichen mathematischen Berechnungen anstellen, wie stark man die Zahl der Wahlkreise verringern,
 müsste aber eine solche Lösung, weil jedenfalls im gegenwärtigen Bundestag nicht durchsetzbar, ganz einfach deswegen,
 weil zurzeit die Union so gut wie alle direkt Mandate gewinnt.
 Insbesondere soweit ich das weiß, alle in Bayern.
 Deswegen sagt die CSU, wir haben natürlich überhaupt gar kein Interesse daran, dass die Wahlkreis zahlgesinnt wird,
 die Wahlkreise vergrößert werden, weil wir dann einfach ganz klar nahezu alle diese direk Mandate verdienen würden,
 die da eben jetzt gestrichen werden.
 Argument ist natürlich auch, was sie zumindest anführen ist.
 Die größere Wahlkreise desto geringer der Kontakt der Abgeordneten zu den Menschen in diesen Wahlkreisen.
 Also müsste ein halt größere Flächen versorgt werden, mehr Menschen Kontakt und so und der Kontakt wäre geringer.
 Das ist einer Moment, was da auch angeführt hat.
 Genau, genau. Das ist mit Sicherheit auch richtig.
 Natürlich würde dann, wenn man also statt 299 zum Beispiel 250 Wahlkreise hätte,
 natürlich würden dann ein paar 10.000 Menschen pro Wahlkreis mehr auf einen Abgeordneten entfallen.
 Aber das war nicht durchsetzt.
 Ja, da war viel und hin und her und hin und her und steht also die Wahl, ist es ja an und das Recht muss auch noch geändert werden.
 Und man ist jetzt glaube ich dazu gekommen zu sagen, also um Wahlkreise zu verringern und Wahlkreise auch neu zu zeichnen.
 Ist die Zeit abgelaufen. Das ist einfach zu spät. Das funktioniert nicht mehr.
 Und trotzdem wollte man irgendwie verhindern, dass der Bundestag explodiert nach der nächsten Wahl.
 Also hat sich der Koalitionsauswürz jetzt hingesetzt und so eine Art Kompromissgeschmiede was steht drin.
 Ja, es ist im Grunde eine Lösung in zwei Schritten vorgesehen.
 Für die Bundestagswahl 2021 sollen so minimal Korrekturen vorgenommen werden.
 Und zwar sollen zum einen Übehangmandate dadurch vermieden werden,
 dass überschüssige Direktmandate in einem Land mit Listenplätzen in einem anderen Land verrechnet werden können.
 Also wenn zum Beispiel die CSU in Bayern sämtliche Direktmandate gewinnt, aber nur einer Nah 45% der Zweitstimmen bekommt,
 dann entstehen extrem viele Direkt-Überhangmandate in Bayern.
 Und die Idee ist dann, wenn die Union vielleicht in Nordrhein-Westfalen deutlich weniger Direktmandate erringt,
 weil da die SPD stärker ist oder vier hier und da vielleicht auch die Grünen,
 dann könnte man die Übehangmandate aus Bayern mit Listenplätzen aus Nordrhein-Westfalen verrechnen
 und auf diese Art und Weise Übehangmandate vermeiden.
 Das ist so ein bisschen die Idee.
 Das dürfte aber aus wie...
 Also die Idee ist ein bisschen, dass Listenplätze in anderen Ländern ja noch theoretisch ziehen könnten.
 Aber ich habe das auch nicht so ganz verstanden, denn jedenfalls bei der letzten Bundestagswahl war es ja so,
 dass die Union so gut, die gar keine Plätze mehr über Liste besetzt hat.
 Oder gar keine Listenplätze besetzen. Deswegen weiß ich jetzt auch nicht so ganz, wie das funktioniert.
 Ja.
 Also ich habe das nicht wirklich verstanden, muss ich ganz ehrlich sagen.
 Also, oder andersrum, wahrscheinlich funktioniert das nur dann.
 Das habe ich jetzt aber auch nicht nachher.
 Wahrscheinlich funktioniert das nur dann, wenn die Berechnung im Detail so ein kleines bisschen komplizierter ist,
 weil eben das jeweils nach Ländern berechnet wird.
 Das heißt, wir haben ja ebenso getan, als gäbe es einen großen Pool von von Bundestagsmandaten,
 die dann verteilt werden. In Wirklichkeit ist es aber so, dass die 598 Plätze zunächst mal auf die Länder verteilt werden.
 Und dann jeweils landesweise geguckt wird, wie viel Direktmandate sind gewonnen und wie viel Mandate werden noch über Listen verteilt.
 Auf dieser Proport wird erst auf landesebene hergestellt, in an auf den Bundestag übertragen.
 Genau. Das ist so scheint es wohl zu sein.
 Und das möchte man jetzt teilweise durchbrechen, indem man halt sagt, naja, also Übehangmandate aus Bayern
 könnten mit freien Listenplätzen zum Beispiel aus Nordrhein-Westfalen verrechnet werden.
 Und auf dieser Art und Weise würden Übehangmandate vermieten.
 Das ist, finde ich, erst mal klingt, erst mal nach einem pragmatischen Ansatz.
 Allerdings hatte man eine ähnliches Verrechnungsmodell vor einigen Jahren schon mal,
 was dann aber zu diesem Phänomen das sogenannten negativen Stimmengewichts führte,
 was also dann 2012 das Bundesverfassungsgericht gekippt hat.
 Da gab es tatsächlich die Situation, dass eine Stimme für eine Partei in einem Bundesland dazu führte,
 dass die Partei unter einem Strich weniger Mandate im Bundestag hatte.
 Also wir gehen jetzt mal nicht auf die konkreten, technischen Bründe ein.
 Das war total weird und ehrlich gesagt muss man, und das war ein Stichverfassungswidrig.
 Ich kann nicht sagen, ich werde eine Partei und schade dir damit.
 Und ich mache mir so ein bisschen Sorgen, dass tatsächlich so eine so bizarre Phänomene
 wie ein negatives Stimmegewicht wieder eintreten könnten, wenn man mit einem mal
 quasi Übehangmandate verrechnet mit freien Listenplätzen aus anderen Bundesmitteln.
 Da könnte es zum Beispiel auch zur Verletzung der Zählwertgleichheit kommen,
 oder der Erfuchswertgleichheit kommen, wenn dann mit einmal Stimmen aus Bayern Effekte haben in Nordrhein-Westfalen.
 Also wie gesagt, ich habe dafür bin ich nicht quasi in Team, in Team Erwahrrechtskennung.
 Das ist mathematisch auch teilweise sehr kompliziert zu modellieren.
 Aber ich mache mir so ein bisschen Sorgen, dass das einfach zu Seiten Effekten führt, mit dem man nicht gerechnet hat.
 Das ist eine coole Idee, ist, ich weiß nicht, dass ist der eine.
 Das ist der Eingrechnung. Und dann soll aber auch nicht jedes Übehangmandat wieder ausgeglichen werden.
 Genau. Das ist der zweite Teil und der ist im Grunde einfach.
 Und auch jedenfalls verfassungsrechtlich und problematisch, nämlich dass man einfach sagt,
 die ersten drei Übehangmandate werden nicht ausgeglichen.
 Das heißt, es ist also in Ordnung, wenn eine Partei drei Mandate im Bundestag mehr hat,
 als ihr nach zwei Stimmen zustiegen würden, da muss man deutlich sagen,
 hat das Bundesverfassungsrecht ausdrücklich gebildigt 2012.
 Das ist zwar unfair, weil es damit wiederum für diese Partei, was in der Praxis die Union sein wird,
 leichter wird Mandate-Bundesdatz zu erringen als für alle anderen Parteien.
 Aber diese, diese leichte Ungleichheit beim Erfolgswert der Stimmen,
 hat das Bundesverfassungsrecht gebildigt.
 Und wenn die SPD damit macht, dann kann man wohl nicht mehr viel machen.
 Also die Union wollte wohl 7 Übehangmandate haben, die nicht ausgeglichen werden.
 So price.
 Die wollte wohl 0, 0, + 7, durch 2 sind 3, irgendwas.
 Also so bewahrt man.
 Also über 3.
 Ja, das ist so ein bisschen wie auf dem Basat.
 Ja. Wir rammchen mal so lange, bis das irgendwie ausgehen.
 Also das sind die beiden Entscheidungen.
 Das eine ist dieses Verrechnungsmodell möglicherweise heikel.
 Würde mich total interessieren, wenn jetzt Wahlrechtsexperten zuhören oder Expertinnen,
 ob sie das teilen, diese Sorge, das mit der nicht verrechnen Übehangmandate
 ist verfassungsrechtlich unproblematisch,
 als politisch problematisch, wenn es damit für große Parteien leichter wird,
 man data zu erringen als wir klar der Parteien.
 Aber das sind, das ist quasi die Adhocklösung, die die Grobo für die nächste Wahl,
 die die Groko so gerade noch auf die Beine gestellt hat.
 Philipp, wie ist denn die Reaktionen auf diesen Vorschlag geworden?
 Die Reaktionen ist ziemlich verheerend, also so wie ich sie gelesen habe.
 Also die Opposition hat sich beschwert, dass sie eigentlich überhaupt nicht mit einbezogen wurde.
 Dass sie überhaupt nicht darüber geredet wurde,
 weil ja eigentlich schon auch die Idee ist, wenn wir an so was fundamentalem Rumpfummeln wie dem Wahlrecht,
 dann sollten wir irgendwie zumindest das Ziel haben,
 dass auch eine große Mehrheit des Bundestags sagt, so machen wir das.
 Das ist eine gute Idee.
 Das hat nicht stattgefunden.
 Das ist nämlich immer mindestens deutlich sagen,
 das ist von verfassungswegen nicht geboten.
 Man kann mit einer einfachen Mehrheit im Deutschen Bundestag das Wahlrecht ändern.
 Was komisch genug ist, aber so ist es halt.
 Das geht rechtlich.
 Also innerhalb der Grenzen, die das Grundgesetz vorgibt und die sind sehr weit.
 Kann also in der Bundestag das mit einer einfachen Mehrheit regeln.
 Allerdings gibt es in Deutschland eine langjährige demokratische Tradition.
 Wie Philipp das gerade schon gesagt hat,
 an dem Wahlrecht eben nicht quasi mit einer knappen Mehrheit rumzufummeln,
 sondern hier breite Mehrheiten zu suchen.
 Also man macht das in der Praxis mit zwei Drittel Mehrheit und mehr muss man nicht,
 aber macht man, um eine große Legitimation des Wahlrecht sicherzustellen.
 Das ist ja auch total sinnvoll.
 Nent man politische Kultur.
 Nett man politische Kurschläten übrigens.
 Aber macht man halt eine gute Idee.
 Oder macht man halt nicht mehr.
 Die andere Kritik war, dass selbst die Koalitionäre sich nicht ...
 Also erstens konnten sie nicht beziffern,
 wie groß ist denn dieser Effekt überhaupt entzahlen?
 Wo man sagen kann, gut das ist mathematisch auch schwer vorher zu sehen und kompliziert.
 Aber sie wollten sich nicht mal darauf festlegen,
 dass das wirklich eine Verringerung der Abgeordneten bringt.
 Das ist allerdings, wie soll ich sagen, ein sehr bescheidender Maßstab,
 den sie da an sich selber anlegen.
 Ich sag mal, man hätte ja zumindest mal die Ergebnisse der Bundestagswahl 2017
 durch diesen neuen Algorithmus nudeln können und schauen, was dann rauskommt.
 Aber habe ich ehrlich gesagt auch eine Presse nicht gefunden.
 Ich habe es noch nicht gefunden.
 Ich habe es nicht gefunden.
 Ich habe es nicht gefunden.
 Ist nicht ganz einfach.
 Also gerade wegen dieser Verrechnung der Direktma-Date zwischen den Bundesländern,
 das wäre vermutlich nicht so ganz einfach gewesen, das zu simulieren.
 Aber ich denke mal, bevor man so einen Vorschlag macht,
 müsste man doch zumindest mal schauen, was denn eigentlich in der Praxis bedeutet.
 Es ist schon ein bisschen so eine Art verfassungsrechtlicher Blindflugwahl.
 Also, mir scheint, wenn es gut läuft, dann bleiben wir ein bisschen unter 709.
 Das ist so gerade so mein Gefühl.
 Aber wenn es richtig gut läuft, auf der anderen Seite,
 wenn natürlich dieser Effekt sich verstärkt,
 dass sich die Zweitstimmen noch breiter Sträuen zwischen den Parteien,
 als wir das bei der letzten Bundesdastwahr erlebt haben,
 insbesondere wenn die Union bei den Zweitstimmen schlechter abschneidet
 als 2017, dann stehen ihr hinterher mutmeßlich deutlich mehr Direktma-Date zu
 und deutlich mehr Überangma-Date zu
 und damit müsste es eigentlich mehr Ausgleichsmandate geben.
 Also, und da werden dann die drei nicht ausgeglichen
 und Überhangma-Date vermutlich aningsanändern.
 Ein Effekt allerdings könnte dem entgegenstehen, wenn tatsächlich hier
 und da mal andere Parteien Direktma-Date gewinnen,
 da gab es ja schon Kampagnen zu sagen,
 dass z.B. SPD und Grüne einfach an gemeinsamen Direktkandidaten aufstellen.
 Ich habe da jetzt konkret wenig von gehört, aber diese Überlegung gab es schon.
 Und das wäre natürlich grundsätzlich möglich,
 dass man sich darauf einigt. Wir versuchen jetzt mal einen durchzuboxen,
 der der Union das Mandat abnimmt und jetzt wo eben nicht mehr alle Überhangma-Date ausgeglichen werden,
 macht das auch politisch wieder Sinn.
 Also, so lange es komplette Ausgleichsmandate gab,
 war es im Grunde so ein bisschen wurscht, wer das Direktma-Date gewinnt,
 jedenfalls für das Stimmfall, als im Bundestag war es wurscht.
 Aber nun, wo nicht mehr alles ausgeglichen wird,
 könnte der Anreiz für die anderen Parteien steigen,
 sich möglicherweise einfach auf dem gemeinsamen Direktkandidaten zu erliegen.
 Aber wie gesagt, ich habe das noch nicht konkret gehört,
 aber ich bin mir gespannt, was da so passiert in den verschiedenen Wahlkreisen.
 Dann ist ja aber auch noch ein Plan verfasst worden,
 wie das für die übernäschste Wahl.
 Genau, aussehen. Also 2025.
 Das ist aber noch sehr rudimentär.
 Genau, da gilt der gute alte Behördenspruch,
 wenn man nicht mehr weiter weiß, dann bildet man den Arbeitskreis.
 Und genauso soll es auch hier wieder laufen.
 Bundestagswahl 2025. Da soll eine große Reform her,
 wie die inhaltlich ausgestaltet werden soll,
 aber keiner deswegen wird jetzt eine Kommission eingesetzt.
 Die soll immerhin diesmal auch die Opposition mit berücksichtigen
 und unabhängige Expert in diese Kommission hinein.
 Wobei mir nicht ganz klar ist,
 Philipp, hast du das mitgekriegt,
 ob das jetzt noch vor der Bundestagswahl gestartet werden soll?
 Oder soll das denn neue Bundestag machen?
 Das weiß ich nicht.
 Ich würde das in der Presse berichten, irgendwie nicht dort nicht geworden.
 Wie gesagt, was wir jetzt schildern,
 ist das Ergebnis eines sogenannten Koalitionsausschusses,
 also so eine klingelrunde der drei Parteien,
 die die Krokobilden,
 deswegen ist das nicht immer 100% konkret,
 weil das im Grunde deren Bulletpoints sind.
 Was hat da in der Stellungnahme stehen?
 Und an der letzten Punkt möchte ich auch noch machen.
 Und das merkt man,
 finde ich auch an diesem Segment,
 was wir hier abgeliefert haben,
 das Wahlrecht ist zu kompliziert.
 Ich finde es zu kompliziert.
 Die Leute müssen, glaube ich, besser verstehen,
 wie sich das zusammen.
 Also insbesondere finde ich die Benenung von erst und zweitstimme extrem blöd,
 war eins und zwei, sagt nichts.
 Man müsste die Stimme mit sprechen,
 den Bezeichnung belegen,
 man müsste von der Direktstimme
 und vielleicht von der Kanzlerstimme sprechen.
 Oder Kanzler innenstimme.
 Dann würde ich nämlich klar,
 Direktstimme, aha, direkt gewählter Kandidat,
 direkt gewählter Kandidatin, zweitstimme, gleich Kanzlerstimme.
 Ich meine, das stand ja schon in den 80ern,
 meine ich mal auf Plakaten.
 Also irgendwie hat ja schon,
 hat mal Wahlplakate geklebt.
 Zweitstimme ist Kanzlerstimme.
 Also insofern das könnte man den Menschen
 ja auch einfach auf dem Wahlzettel erklären.
 Direktstimme und Kanzler innenstimme.
 Aber ich sag dir, woran das scheitern wird, an der Debatte?
 Ob dann Gender-Stern rein darf.
 Ja, okay, da muss man es vermutlich irgendwie,
 dann hat man es mehrheitsstimme.
 Direktstimme und mehrheitsstimme.
 Oder wie auch immer man es formulieren will.
 Aber du hast dadurch völlig recht,
 wenn nicht das Kanzler innenstimme geht,
 natürlich nicht, dann...
 Dann löst sich Bayern ab.
 Also das ist der Idee, jetzt schützt er.
 Dann bauen die die Maure.
 Okay.
 Also mit anderen Worten, Philipp,
 ich glaube, du hast da schon schon ein Punkt.
 Jedenfalls müsste man mal so ein bisschen was dann ändern.
 Und ja, wir haben ja alle möglichen Angedanken hier gerade in Spiegel im Brat.
 Ein bisschen Feedback noch zum Schluss.
 Wir haben über Navall nie gesprochen.
 Da gibt es im Kern jetzt nicht so viel Neues.
 Es ist halt so wichtig, der oppositioneller ist jetzt
 nach dem Urteil der Ärzte in der Charité vergiftet worden.
 Er lebt noch, er liegt im Koma.
 Sein Zustand ist nicht lebensbedrohlich, aber doch ernst.
 Es ist halt politisch interessant, weil Angela Merkel sich sehr dafür eingesetzt hat,
 dass Navall nie herkommt.
 Angeblich sagt der Spiegel, das ist richtig, und der richten.
 Wie es Herrn Navall nie geht, aus Russland kommt so Schweigen und auch so die Frage,
 wollen Sie das eigentlich ermitteln?
 Ist die Reaktion also momentan?
 Wir wissen gar nicht, warum wir ermitteln sollen, unser Krankenhaus sagt.
 Da wurde niemand vergiftet, wir wissen gerade gar nicht, warum wir überhaupt ermitteln sollen.
 Also das ist so ein bisschen dann der Dinge.
 Und von euch kam Kritik, dass wir Alexander Wallen hier so als Oppositionaleuchtfigur hingestellt hätten,
 der sei doch eigentlich nationalist.
 Das ist, ich sag mal zu einfach, als der angefangen hat, Opposition zu machen.
 Vor einigen Jahren war er ziemlich weit rechts.
 Und er ist auch aus dieser kleinen Oppositionspata Ja-Blocker rausgeflogen,
 weil er ihn wohl zu rechts war. Mittlerweile muss man aber sagen,
 ist es nicht mehr gerechtfertigt, ihnen als rechten Nationalisten zu bezeichnen?
 Ich glaube, das würde ihm unrecht tun.
 Deswegen haben wir das nicht nach oben gehängt.
 Punkt, dann müssen wir uns korrigieren.
 Die beiden Skriper als sind natürlich nicht tot.
 Was an nicht wir uns das durchgrutsches eigentlich wissen wird es.
 Aber keine Ahnung, sind einfach Liste der Toten.
 Ja, ist im Allfair des Gefechts haben wir das nicht,
 kommen wir nicht richtig dargestellt.
 Das ist dieser Vater und seine Tochter, die in Großbritannien vergiftet worden sind.
 Mutmaßlich mit einem Nervengift, das an ihrer Türklinke befestigt war
 oder angebracht worden war. Aber die haben Gott sei Dank überlebt.
 Und ich glaube, ohne große bleiben Schäden.
 Weil die da halt bequets ist.
 Ja, genau. Also haben wir noch mal richtig Glück gehabt.
 Das müssen wir korrigieren.
 Ich glaube, das ist ein offener Fall.
 Man kann da jetzt ewig rum spekulieren,
 dass die Russen natürlich und Putin in Rieseninteresse daran hat hier und da.
 Aber ich glaube, das ist so bitter, dass es werden aus Russland
 da keine Ermittlungen sehen.
 Wir werden aus Russland da keine Erkenntnisse sehen.
 Allenfalls wird es von externen vielleicht Ermittlungen geben,
 die uns mehr Hinweise darauf geben.
 Wer das war, warum das war, wie das passiert ist.
 Aus Russland werden davon nichts erfahren.
 Und ich glaube, das wird sich einfach so traurig.
 Das ist einrein in die lange Kette der Menschen,
 die Widerspruch in Russland nicht überlebt haben.
 So erdenst du. Also wir hoffen das natürlich.
 Ich meine, er liegt jetzt in einer Charitese.
 Er ist nicht bei Bewusstsein.
 Er wird nach wie vor im Künstlichen Koma.
 Künstliches Koma ist das Stichwort.
 So weil ich das weiß, dann heute ist das so.
 Wir haben noch einen weiteren Feedbackblock.
 Und zwar hatten wir ja in der vergangenen Folge ausführlich berichtet
 über das Thema Diskussion um zu viel Polizeigewalt
 und hatten als Einstieg in diese Diskussion einen Vorfall
 aus Hamburg geschildert, der mich persönlich jedenfalls auch ein Ort an der
 mich persönlich einfach sehr betroffen gemacht hat,
 weil ich dieses Video so furchtbar fand.
 Dazu gab es eine ganze Menge Feedback-Philip.
 Und du hast dir mal die Diskussionen bei uns im Forum angucken.
 Also eigentlich moderiere ich das Jahr.
 Aber Philipp ist eben nochmal durchgegangen
 und hat so die wichtigsten Stichpunkte rausgegriffen.
 Also wir haben ja die Gewalt als Kernunangemessen gebrannt mag,
 die da von Seiten der Polizeibeamten und Beamten ausgeübt wurde.
 Da kam sehr viel Widerspruch.
 Und die Kernargumente waren, der Junge ist doch sehr kräftig.
 Erst war erst 15, aber erst im Kern sehr kräftig.
 Angeblich auch, wie Kampfabholt, Boxabholt und er hat sich auch das T-Shirt ausgezogen.
 Und das sei ja ein Zeichen so nach dem Motto "Leute kommt her, jetzt geht's los".
 So als Boxer in den Ringsteig.
 Als wenn er so wurde, das hat den Ring steigt.
 Und so und da muss ich einfach sagen, ja, das mag alles sein.
 Der Junge war kräftig und dick und groß für sein Alter.
 Aber es bleibt einfach der Eindruck.
 Ein Staat muss andere Mittel finden, um mit so einem Jung zu gehen.
 Genau, zumindest muss man es mal probieren.
 Es mag natürlich sein, dass man in letzter Konsequenz,
 nachdem die Situation einmal so eskaliert war und er da quasi umringend von acht Beamt*innen an der Wand stand,
 nicht mehr anders entschärfen konnte, möglicherweise bei der Junge auch einfach inzwischen
 ein ögnizionalen Ausnahmezustand, so dass er da auch nicht mehr zu erreichen war,
 weil wir nicht alles nicht ausschließen.
 Aber ich würde auch denken, da muss man es zumindest vorher versuchen
 und was mich eigentlich besonders betroffen gemacht hat, ist, wie viele Menschen
 da in der Diskussion doch so extrem autoritäre Gedanken geäußert haben.
 So nach dem Motto "Der Polizei widerspricht man nicht".
 Und das finde ich in einer Demokratie ein ganz gefährlichen Ansatz.
 Also natürlich ist es ein pragmatischer Ansatz zu sagen,
 "Okay, der Polizeibeamte will das für mir das mach jetzt mal".
 Das ist ein pragmatischer Ansatz.
 Man nimmt mich im Zweifel kein Ärger und ich muss gestehen.
 Ich bin selber jetzt auch kein großer Held.
 Wenn irgendwelche Beamte was von mir wollen, bin ich im Zweifel auch braven.
 Man muss aber auf der anderen Seite schon auch sagen,
 "Wir leben eben nicht in einem Polizeistaat, wir leben in einem Rechtsstaat".
 Und man muss die Möglichkeit haben, ohne verprügelt zu werden,
 auch einem Polizisten zu sagen, nein, das finde ich falsch, die haben kein Recht dazu.
 Das muss möglich sein.
 Das ist quasi der Kerngedanke eines Rechtsstaats, der Polizei auch widersprechen zu dürfen
 und zwar ohne, dass sie einen dafür aufmischt.
 Wo kommen wir denn dahin? Also es hat mich wirklich,
 es muss ich ganz deutlich sagen, es hat mich richtig betroffen gemacht,
 wie viele Leute da offensichtlich so mit so einer Art Pickle habe,
 vor dem Computer, Sassen und ihre Kommentare geschrieben haben.
 Auf der anderen Seite, Stichwort "Kommentare",
 hat es mich sehr gefreut, wie viele Menschen mitkommentiert haben,
 mitdiskutiert haben, die ganz offensichtlich der Polizei angehören.
 Das waren also einige, ich weiß nicht bestimmt, einen Dutzend oder so.
 Das hat unsere lingue istische Tiefen einer, die Leute haben.
 Also einige haben es von sich selber gesagt,
 wir hatten da einen zum Beispiel Diensthundegruppenführer dabei und so.
 Also das würde ich ausdrücklich noch mal sagen.
 Ich finde das super, denn genau das brauchen wir,
 wir müssen in eine Diskussion einsteigen und um das auch noch mal ganz persönlich zu sagen.
 Also ich habe selbstverständlich überhaupt kein Problem mit der Polizei.
 Das wurde mir dann auch von ein zu meinen Leuten unterstellt.
 Ja, duölf hat ja generell ein Problem mit der Polizei quatsch.
 Ja, ich arbeite jeden Tag mit dem RKA-Berlin zusammen bei meinem Funktion-Projekt.
 Es wäre absurd. Ich habe überhaupt kein Problem mit der Polizei.
 Ich habe persönlich auch noch nie schlechte Erfahrung gemacht.
 Jedenfalls, als ich mit der deutschen Polizei, mit der New Yorker Polizei schon mal eher,
 weil ich mal mein Fahrrad auf den Bürgersteil gefahren bin.
 Ja, das war nicht so cool.
 Ein Glück war es kein Roller. Und ich war nicht schwarz.
 Ja, weil cycling while black ist ja unter Umständen auch tödlich.
 Also insofern nicht gut.
 Insofern, ich habe in einer Selbstverständlichkeinprobleme mit der Polizei,
 aber ich habe einfach, das ist ja glaube ich in der Lage auch deutlich geworden,
 schon ein sehr intimes Verhältnis zur Rechtsstaatlichkeit und dazu gehört eben,
 dass Menschen die hohe als Gewalt ausüben, das eben in rechtlichen Bindung tun.
 Und deswegen reagier ich persönlich auch durch das kritisch und in Einzelfern emotional,
 wenn ich in Anokab das diese rechtlichen Bindung hin runterfallen.
 Und das war hier aus meiner Sicht vor allem der Fall,
 bei der bei der nicht in der Situation, wo sie ihn umringt haben.
 Das hat mich betroffen gemacht, aber da weiß ich nicht, ob das vielleicht rechtlich nicht mehr anders ging.
 Ich fand vor allem das Problem, dass man überhaupt versucht hat,
 ihn mit auf die Wache zu nehmen wegen einer solchen La Palie.
 Und nachdem er seinen Namen gesagt hatte und nachdem er gesagt hat, hier kann ich meinen Vater anrufen,
 dass der mir identifiziert.
 Und da war auch ein Zitat von einem Hörer in der Hörer, was glaube ich, in einem Forum-Zitat.
 Was wäre denn die Alternative der junge Mann möchte nicht mitmachen und dann dafür einfach gehen,
 das würde polizeiliche Maßnahmen nur aushöhlen, Zitat Ende.
 Und da würde ich sagen, das ist nicht die einzige Alternative.
 Auch wenn du Geisel nahm hast, da kommt halt jemand, der weiß, wie man mit solchen Leuten redet.
 Und das ist ein ganz anderer Fall, ne?
 Dann brauchst du halt hier jemanden, der mit diesem Jungen reden kann, der ihn nicht anschnautzt,
 aber der irgendwie geschult ist, mit solchen Leuten zu kommunizieren, damit sie vielleicht korporieren.
 Idealerweise wäre natürlich schon ein Polizeibeamt so geschult,
 aber wenn das nicht der Fall ist, dann muss halt Verstärkung.
 Und dann muss er natürlich auch sehen, also nicht um jeden Preis muss man die Identität verstehen.
 Also jedenfalls nicht mit 100%iger Sicherheit.
 Also man muss sich doch zumindest kurz die Frage stellen, okay, hier ist eine Ordnungswidigkeit begangen worden.
 Der Junge muss vielleicht Kananung, 15 Euro-Busgeld zahlen.
 So das mag ja alles sein, aber muss man dafür wirklich einen Menschen überstunden, seiner Freiheit berauben,
 nur irgendwie mit auf die Wache zu nehmen und die Identität festzustellen.
 Ich will nicht ein Abrete stellen, dass das je nach Rechtslage in Hamburg und so möglicherweise sogar rechtlich zulässig war.
 Das haben wir in der letzten Lage ja auch gesagt, kann sein, dass das nicht illegal war.
 Ich finde nur unter Verhältnismensigkeitsgesichtspunkten müsste sich das einem beamten aufdrängen,
 dass das jetzt möglicherweise übertreibt und zwar vor allem dann,
 wenn der Junge doch offenbar in dem Kiez wohnt und da ständig rumläuft.
 Wenn dann die persönlichen Daten nicht stimmen, die der Junge freiwillig angegeben hat, dann fange ich den halt beim nächsten Mal ab.
 Also oder ich lasse ihn seinen Vater anrufen, oder, oder es hätte genug möglich.
 Ich glaube auch, wir müssen den Fahr jetzt nicht nochmal quasi bis bis ins letzte filetieren.
 Unser Punkt war einfach der Appell "Descalationsmöglichkeiten stärken" und einfach möglicherweise auch mal zurücknehmen.
 Die Polizei muss quasi nicht jede Situation um jeden Preis gewinnen.
 Notfalls mit acht Leuten identitätsfeststellung durchführen, um 15 Euro Buskei einzutreiben.
 Oder ich weiß die so, man nicht vielleicht sind es auch nur 5 Jahre, für fahren auf dem Gegesteig.
 Ich weiß nicht, ich weiß nicht, ob ich es auch noch nicht mehr so gut ist.
 Dann noch ein kleines Update zu unserer persönlichen, geschäftlichen Bankengeschichte.
 Wir hatten ja das Problem, dass einige von euch Meldungen bekommen haben bei Überweisung.
 Hier wollte ihr wirklich auf dieses Lagekonto da überweisen, dass sieht doch sehr fischig aus.
 Ist das nicht vielleicht Geldwische?
 Und da gab es ein paar Rückmeldungen, die uns ein bisschen weitergebracht haben.
 Ob das jetzt die Lösung ist, das nur mal sehen.
 Ja, genau. Wir tasten uns ein bisschen ran.
 Also zum Beinen war es nämlich so, dass wir auf unserer Homepage bis vor ein paar Tagen
 fallestigerweise als Konto in Haber Philipp persönlich stehen hatten.
 Da stand also bitte überweis an Philipp Bandsikonto noch mal.
 Über ein Blase.
 Über ein Blane. Und das Konto läuft aber schon seit langem natürlich auf unsere Firma.
 Und deswegen könnte da oder das könnte irgendwie solche Warnung ausgelöst haben,
 hat uns jemand erzählt.
 Insofern achtet bitte darauf, dass ihr an die Lage der Nationen,
 Gehmbh und Kokagi überweist, wenn ihr spendet.
 Das wäre sehr nett.
 Wir haben das jetzt auf der Website auch entsprechend geändert.
 Falls ihr uns netterweise einen Dauerauftrag eingerichtet habt,
 dann seid doch so gut und ändert dabei gelingen, hat mal den Empfänger von Philipp Bandsikauflage der Nationen.
 Gehmbh und Kokagi, dann müsste das eigentlich funktionieren.
 In diesem Sinne würde ich sagen, die Lage der Nation ist für diese Woche abschließend und ausfüllig,
 wie ihr das kennt, beurteilt.
 Wir danken ganz herzlich für euer Interesse, für's Zuhören, auch für's Mitdiskutieren,
 gerade auch bei uns im Forum unter Talk.Lage der Nation.org.
 Haben wir uns auch sehr gefreut über die vielen Beiträge von Menschen, die offenbar bei der Polizei arbeiten.
 Denn wie gesagt, das ist total wichtig, einfach miteinander ins Gespräch zu kommen
 und sich diesem Diskurs zu stellen, auch der Kritik zu stellen.
 Viele haben das auch getan.
 Manche nicht, aber viele auch.
 Und sofern auch diese Woche freuen wir uns wieder, wenn Menschen, die irgendwie zu tun haben mit den Themen, die wir bearbeiten
 oder auch andere Menschen mit uns diskutieren, ihre Meinung ins Forum schreiben.
 Ganz herzlichen Dank für eure Zeit und eure Mühe und in diesem Sinne schönes Wochenende und bis bald.
 Bis bald.
 Bis dann. Tschüss.
